
1 

 

 

 

Basel, Mitte April 2013 

 

 

TRAS  
Jahresbericht  2012 / 2013 
(Berichtszeitraum April 2012 - April 2013)  

 

 

Inhalt  

1. Übersicht - jüngste Entwicklung ................................................................................ 3 

2. Stand der Verfahren .................................................................................................... 4 

3. Entwicklung in Frankreich .......................................................................................... 6 

4. Die Bedeutung der EU-Stresstests ............................................................................ 9 

5. Entwicklung in der Schweiz ..................................................................................... 10 

6. Entwicklung in Deutschland..................................................................................... 14 

7. TRAS Vorstand und Geschäftsstelle ....................................................................... 16 

8. Zusammensetzung des Vorstands .......................................................................... 18 

9. Anhang 1:  
Die Sicherheitsprobleme in Fessenheim,  Dokumentation für den Conseil d‘Etat .... 19 

10. Anhang 2: Brief Umweltministerin Batho an TRAS............................................. 25 

11. Anhang 3:  Antwort von TRAS an Ministerin Batho ............................................ 26 

12. Anhang 4: «Ich verstehe die Schweizer nicht» ................................................... 28 

13. Anhang 5: 5 Gründe für die Schliessung von Fessenheim ........................................ 29 

14. Anhang 6:  Wirtschaftliche Probleme der AKW-Betreiber .................................. 30 

  

 

Verfasst von  
Prof. Dr. Jürg Stöcklin (Präsident) und  
Dr. Rudolf Rechsteiner (Vize-Präsident) 



2 

 

 
  



3 

 

1. Übersicht - jüngste Entwicklung  
Das abgelaufene Geschäftsjahr war für das Präsidium und die Gremien von TRAS, für die Anwältin Frau 
Corinne Lepage (Paris) und ihre Assistentin, Frau Gwendoline Paul, mit sehr intensiven Arbeiten verbunden.  

Zwei Rechtsverfahren gegen Fessenheim vor dem Entscheid 

Die Verfahren gegen Fessenheim in Paris und in Nancy gelangten zur Gerichtsverhandlung. Im Vorfeld wur-
den zahlreiche Expertisen und Berichte erstellt und den Gerichten eingereicht (siehe 
www.atomschutzverband.ch). Die Auswertung der europäischen Stresstest-Berichte und die Erarbeitung 
der Schlussfolgerungen zuhanden des Gerichts beschäftigte Experten und Berater viele Wochen lang. Neue 
Experten wurden beigezogen, unter anderem Herr Dieter Majer, ehem. Chef der deutschen Atomaufsicht in 
Berlin.  

Am 15. und am 18. April 2013 tagten die Gerichte in Paris bzw. Nancy im Beisein von Vertretern des 
TRAS. Der Entscheid des Appellationsgerichts Nancy über den Antrag auf definitive Schliessung von 
Fessenheim wurde auf den 16. Mai 2013 angekündigt. Den Entscheid des Conseil d’Etat in Paris 
betreffend Verfahren auf sofortige Schliessung von Fessenheim erwarten wir vor den Sommerferien. 

Das Verfahren in Nancy 

Die Ausgangslage im Verwaltungsgerichtsverfahren, das in zweiter Instanz in Nancy verhandelt wird, hat 
sich insofern verändert, als die erste Klage zwei Tage vor Beginn des Unfalls von Fukushima entschieden 
wurde, am 9.März 2011.  

TRAS hätte erwartet, dass die Aufsichtsbehörden in Frankreich daraus etwas lernen. Dies ist aber nicht der 
Fall. Nach wie vor weigert sich die Aufsichtsbehörde ASN, in Fessenheim einen Dammbruch mit Unterbruch 
der Kühlwasserzufuhr oder ein schweres Erdbeben, wie es in der Oberrheinebene zu erwarten ist, metho-
disch mittels einer probabilistischen Analyse zu untersuchen. In der Schweizer PEGASOS-Studie  werden 
potenzielle Erdbeben bis Magnitude M=8 (Momentmagnitude) berücksichtigt, was die französischen Prüfer 
gezielt unterlassen. 

Das französische Umweltministerium stellt sich blind hinter die Aufsichtsbehörde ASN und übersieht dabei 
die Bedenken, die sowohl vom Institut für Strahlenschutz und nukleare Sicherheit (IRSN) abgegeben wurden 
als auch die Tatsache, dass die meisten Empfehlungen der Stresstests bisher gar nicht umgesetzt wurden. 

Der Rapporteur Publique in Nancy hat es im Plädoyer vom 18. April 2013 versäumt, die Arbeitsweise der 
ASN kritisch zu hinterfragen. Zwei Jahre nach Fukushima stellt der Rapporteur erneut Antrag auf Ablehnung 
der Klage. Mit einer Häufigkeit von 95% folgt das Appellationsgericht dem Antrag des Rapporteurs. Die Aus-
sichten in Nancy stehen somit schlecht, obschon die Gefährdung der Bevölkerung heute noch viel evidenter 
ist als vor dem 11. März 2011. TRAS wurde vertreten von Anwältin Corinne Lepage, die ein engagiertes 
Plädoyer hielt und alle Fakten nochmals aufzählte.  

Das Verfahren in Paris 

Der Conseil d’Etat in Paris scheint die Sicherheitslage methodisch etwas kritischer anzugehen als das Ge-
richt in Nancy. Bei der Verhandlung in Paris vom 15. April (nicht öffentlich) handelte es sich um eine Anhö-
rung, die sehr ernsthaft ablief. Das Gericht war bemüht, den wichtigen Fragen auf die Spur zu kommen. 
TRAS wurde bei der Befragung vertreten durch seinen Präsidenten Prof. Jürg Stöcklin, den Experten Dr. 
André Herrmann (siehe sein Exposé Anhang 1) sowie von den Anwälten Corinne Lepage und Christophe 
Nicolaÿ.

1
 Ihnen gegenüber standen Vertreter der Électricité de France, der ASN (Autorité de sûreté nucléai-

re) sowie von zwei Ministerien. Die Ministerien äusserten sich kaum.  

TRAS-Verfahren gegen Schweizer AKW-Betreiber  

In der Schweiz sind Rechtsverfahren von verschiedenen Gruppierungen gegen Atomkraftwerke in Gang 
gekommen. Obschon eine erste Klage gegen das AKW Mühleberg vor Bundesgericht keinen Erfolg hatte, 
haben die Klagen in der Schweiz denselben Effekt wie in Frankreich. Sie schaffen Transparenz, zwingen die 
Betreiber zu Stellungnahmen zu kritischen Fragen und setzen die Aufsicht unter einen gewissen Handlungs-
druck, was sich im Fall von Mühleberg darin äusserte, dass das ENSI dem Betreiber endlich terminierte Auf-
lagen für Nachrüstungen machte, welche die bereits unrentable Anlage noch unrentabler machen.  

                                                
1
 Dr. Christophe Nicolaÿ ist beim Conseil d’État akkreditierter, aus formalen Gründen erforderlicher Rechtsvertreter  

http://www.atomschutzverband.ch/
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TRAS hat im Berichtsjahr nun erstmals selber auch ein Verfahren (Strafanzeige) in der Schweiz angestrengt. 
Der Vorwurf lautet auf Bilanzfälschung. Die Staatsanwaltschaften der Kantone Aargau und Solothurn haben 
das Verfahren aufgenommen, was als erster Erfolg zu werten ist. Die Schweizer Medien haben den fehlen-
den finanziellen Ressourcen der Atombetreiber breite Aufmerksamkeit geschenkt.  

Im Parlament wurde ein Vorstoss zur beschleunigten Finanzierung der Entsorgungskosten im März 2013 
grossmehrheitlich überwiesen. Auch von Seiten des federführenden Departements (UVEK) wurden Schritte 
eingeleitet, die die Betreiber verstärkt in die Pflicht nehmen.  

Die Mehrkosten treffen die Betreiber in einer kritischen Phase. Alpiq und BKW erlitten in den letzten Jahren 
erhebliche operative Verluste. Der Schweizer Strommarkt ist für Grossbezüger (Verbrauch über 100 MWh) 
geöffnet, was den Wettbewerb verschärft. Die Gestehungskosten der Schweizer Atomkraftwerke liegen bei 
korrekter Bezahlung der Entsorgungskosten bereits über dem Preis für Strom an der Strombörse EEX.  

 

Vielseitige Unterstützung – blockierende Aufsichtsbehörden 

Ohne die Unterstützung von ausgewiesenen Experten wäre TRAS niemals in der Lage gewesen, mit den 
französischen Behörden vor Gericht auf Augenhöhe zu verhandeln. Das Interesse am Verlauf des Verfah-
rens gegen Fessenheim ist in allen drei involvierten Ländern recht beachtlich.  

Die Einstellung gegenüber der Atomenergie war wohl noch nie dauerhaft so kritisch wie heute. Und dank 
dem Ausbau der erneuerbaren Energien verlieren die Kernkraftwerke auch produktionsseitig ihren früheren 
Heiligenschein.  

Das Bewusstsein über die wahnwitzigen Risiken ist selbst in Frankreich angestiegen und wird offener disku-
tiert. Allerdings haben sich die Machtverhältnisse nicht verändert. Faktisch kooperieren Betreiber, Aufsichts-
behörden und zuständige Ministerien in allen Ländern aufs engste.  

Es entspricht der Natur der Sache, dass Atomrisiken nicht täglich in den Tagesaktualitäten der Medien figu-
rieren  

Wichtig scheint aber, dass unser Verband die nötigen kritischen Fragen stellt und einklagt. Es ist unsere 
Absicht und Pflicht, unabhängig vom Ausgang eines Verfahrens nichts zu versäumen, was die Sicherheit der 
Bevölkerung verbessern könnte. Dass wir dabei den Behörden regelmässig widersprechen, dient dazu, den 
Erkenntnisprozess allseitig zu beschleunigen und alte Glaubensbekenntnisse in Frage zu stellen. 

Die verbliebenen Atomanlagen in der Schweiz, in Deutschland und in Frankreich bilden eine untragbare 
Gefährdung der Bevölkerung am Ober- und Hochrhein und an der Aare. Die rechtskräftige Befristung und 
Schliessung aller Atomanlagen ist der einzig gangbare Weg für mehr Sicherheit.  

 

2. Stand der Verfahren  
TRAS verfolgt derzeit zusammen mit privaten Mitklägern und anderen Umweltorganisationen in federführen-
der Rolle die folgenden Rechtsverfahren: 

 

1. Das Verfahren auf Schliessung des Atomkraftwerks Fessenheim vor dem Be-
rufungsgericht in Verwaltungssachen Nancy 

Folgende Schritte wurden im Berichtsjahr weiterverfolgt: 

 Berufung gegen das Urteil (Ablehnung des Schliessungsbegehrens)vom 9. März 2011 des Verwal-
tungsgerichts Strassburg.  

 Die Verhandlung in zweiter Instanz wurde vom Gericht auf Donnerstag 18. April 2013 angesetzt.  

 Urteilsveröffentlichung voraussichtlich am 16. Mai 2013.  

Im Berufungsverfahren wurde eine grosse Zahl von Dokumenten erstellt und dem Gericht eingereicht. Das 
Dossier umfasst inzwischen 43 Schriftstücke und Gutachten von TRAS. Alle relevanten Berichte sind auf 
www.atomschutzverband.ch zugänglich. 

 

http://www.atomschutzverband.ch/
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2. Klagen auf Schliessung des Betriebs gegen die drei Ministerien und gegen 
die Aufsichtsbehörde ASN vom August 2011 

Am 19. März 2012 hat das Verwaltungsgericht von Strasbourg entschieden, unsere drei gleichlautenden 
Klagen vom August 2011 für einen "sofortigen Betriebsunterbruch von Fessenheim" (nach Fukushima), die 
sich gegen die drei französischen Ministerien für Ökologie, Industrie und Ökonomie richten, ans oberste 
französische Verwaltungsgericht, den Conseil d'Etat in Paris, zu übertragen, wo unsere inhaltlich gleichlau-
tenden Klage gegen den ASN liegt.  

 Anhörung am 15. April 2013 

 Urteil bis zu den Sommerferien 2013 erwartet 
 

3. Beschwerde vom 27. Oktober 2010 bei der Europäischen Kommission 

Hier erhielt TRAS am 20. Dezember 2012 den folgenden Bescheid: „Es bleibt dabei, dass nach geltender 
Rechtslage, insbesondere gemäß Richtlinie 2009171ÆURATOM des Rates vom 25. Juni 2009 über einen 
Gemeinschaftsrahmen für die nukleare Sicherheit kerntechnischer Anlagen', allein Mitgliedstaaten für die 
Sicherheit der Kemanlagen die Verantwortung tragen.“ 

Die französische Aufsichtsbehörde ASN habe sich ausführlich mit den von TRAS aufgeworfenen Fragen von 
Erdbebensicherheit, Überflutungsgefahr, Stromausfall etc. befasst. Erwähnt werden die Ergebnisse fast vier-
hundertseitigen Stresstests.

2
  

Da zurzeit keine Anhaltspunkte für eine Verletzung europäischen Rechts vorlägen, halten es die Kommissi-
onsdienststellen nicht für angezeigt, der Beschwerde weiter nachzugehen, so das Schreiben von Peter Fa-
ross, Generaldirektion Energie, Europäische Kommission.  

 Die Europäische Kommission kann die Sicherheit von Atomanlagen in Frankreich nicht garantieren. 

 Die Stresstests werden sehr unterschiedlich umgesetzt. Rechtliche Handhabe besitzt Brüssel keine. 

 

4. Strafklage gegen die Kernkraftwerke Gösgen und Leibstadt  

TRAS hat zusammen mit Greenpeace (Schweiz) am 19. Dezember 2012 Strafanzeige wegen Urkundenfäl-
schung gegen die Kernkraftwerk Gösgen-Däniken AG (KKG) und gegen die Kernkraftwerk Leibstadt AG 
(KKL) eingereicht. In den Bilanzen dieser Werke sind insgesamt über 1,8 Milliarden Franken aktiviert, die 
nicht werthaltig sind. Zweck dieser Manipulationen ist es, die Nachsorgekosten den Steuerpflichtigen anzu-
lasten (nach Artikel 80 Kernenergiegesetz). Per Ende 2011 fehlen für die Nachsorgekosten liquide Mittel von 
11,5 Milliarden Franken.

3
 

 TRAS hat Strafanzeige eingereicht. 

 Die Bundesanwaltschaft hat das Verfahren der Justiz der Kantone Aargau und Solothurn übertra-
gen. 

 Die Staatsanwaltschaften beider Kantone haben das Verfahren eröffnet.  

 

 

  

                                                
2
 http://www.asn.fr/sites/rapports-exploitants-ecs/EDF/fessenheim/sources/indexPop.htm  

3
 Dossier: http://www.atomschutzverband.ch/xs_daten/Aktuell/dossier_strafanzeige_goesgen_und_leibstadt.pdf 

http://www.asn.fr/sites/rapports-exploitants-ecs/EDF/fessenheim/sources/indexPop.htm
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3. Entwicklung in Frankreich  

Verfahren gegen die Betreiber von Fessenheim  

Gegenstand der Klagen in Frankreich sind:  

 Unterschätzung vorhandener seismischer Risiken,  

 Dammbruch mit Hochwassergefahr/Überflutung/Ausfall der Kühlung 

 Häufung von Zwischenfällen, ungenügende Sicherheitskultur, Alterung der Anlage 

TRAS hat dazu weitere Gutachten erstellen lassen und wurde dabei intensiv von technischen Experten un-
terstützt. TRAS weist seit dem Unfall in Japan verstärkt auf die grossen Analogien der Gefährdungslage hin. 
Die Reaktoren in Fessenheim sind in der Bauweise sehr typenähnlich mit Fukushima.  

Salami-Taktik der Atomaufsicht 

Die französischen Aufsichtsbehörden haben seit der Katastrophe von Fukushima eine gezielte Salamitaktik. 
Sie spielen auf Zeit. Im Sommer 2011 wurde die Betriebserlaubnis des Atomkraftwerks um zehn Jahre ver-
längert, „vorbehältlich der Stresstests“. Danach bestand das älteste AKW Frankreichs auch den Stresstest. 
Am 3. Januar 2012 hat die französische Atomaufsicht (ASN) allen 58 Atomreaktoren im Land eine ausrei-
chende Sicherheit bescheinigt. Einzige Konsequenz: Die ASN hat ihr grünes Licht für den Weiterbetrieb an 
Auflagen gebunden, die in der französischen Presse mit Mehrkosten von 10 bis 15 Mrd. Euro beziffert wur-
den.  

Ankündigung der Fessenheim-Schliessung   

Der französische Präsident Francois Hollande hat Mitte September 2012 die definitive Schliessung des AKW 
Fessenheim bis Ende 2016 angekündigt. Anfangs Oktober hat Premierminister Jean-Marc Ayrault diesen 
Entscheid bestätigt und bekanntgegeben, dass nächstens eine qualifizierte Persönlichkeit mit der Aufgabe 
betraut werden soll, die vorzeitige Schliessung von Fessenheim unter ökonomisch, technisch und sozial 
akzeptablen Bedingungen durchzuführen. Diese Ankündigung beruhe auf einem Beschluss, welcher am  
28. Sept. vom „Conseil de politique nucleaire“ gefasst wurde. Dieses Organ umfasst alle Beteiligten an der 
Nuklearindustrie. 

Diese Ankündigung ist ein wichtiger Meilenstein. Es ist das erste Mal, dass ein französischer Präsident die 
Stilllegung von Fessenheim ankündigt, obschon erst auf Ende 2016 und damit auf das Ende seiner Amtspe-
riode. Für die Regierung Hollande hat diese Ankündigung zweifellos eine gewisse politische Verbindlichkeit 
und ist ein Schritt in die richtige Richtung. Von einer tatsächlichen Schliessung sind wir jedoch noch weit 
entfernt, und sie ist auch nicht reibungslos zu erwarten, wie es den Anschein macht. 

Auch ein Erfolg von TRAS  

Sicher ist: Unser Einsatz zeigt Wirkung. Die jahrzehntelange Arbeit am Oberrhein von BürgerInnen, Städten 
und Gemeinden und nicht zuletzt von TRAS hat massgeblich zur Ankündigung beigetragen und wir dürfen 
mit Befriedigung zur Kenntnisnehmen, dass erstmals auch in Frankreich der Anteil des Atomstroms an der 
Stromerzeugung sinken soll. Der Entscheid über Fessenheim könnte im Ansatz einen Paradigmenwechsel 
signalisieren.  

Ebenso klar ist allerdings, dass die Ankündigung der Schliessung von Fessenheim noch lange keine grund-
sätzliche Abkehr von der Atomenergie bedeutet. Die Schliessung wurde von der Regierung auch nie aus-
drücklich in einen Zusammenhang mit der mangelnden Sicherheit von Fessenheim gebracht. Die EDF beab-
sichtigt nach wie vor, in Fessenheim alle jene Investitionen in dreistelliger Millionenhöhe zu tätigen, die es 
ermöglichen, das AKW für Jahre oder Jahrzehnte aus ihrer Sicht „sicher“ weiter zu betreiben.  Bezeichnen-
derweise wurden diese Investitionen bisher weder vom französischen Präsidenten noch von seiner Regie-
rung in Frage gestellt, obschon es vom ökonomischen Standpunkt her kaum Sinn macht.  

Drohende Haftungsklagen 

Wir müssen ferner davon ausgehen, dass der Betreiber von Fessenheim - die Electricité de France – die 
Schliessung anfechten wird, sobald sich das Ende von Hollandes Amtszeit und damit der Schliessungster-
min nähert. Wichtig dabei ist festzuhalten, dass die EDF Entschädigungen vom Staat verlangen kann, die – 
obschon das Gerücht von der EDF sofort dementiert wurde - von der Presse auf 2 Milliarden Euros beziffert 
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wurden (Journal du Dimanche 16. September 2012). Aus Sicht der EDF macht es durchaus Sinn, still zu 
halten, solange das Werk weiter betrieben werden kann, und den Streit mit der Regierung erst dann zu su-
chen, wenn der Schliessungstermin akut wird.  

Dass die Schliessung von der französischen Atomlobby ohne Widerstand akzeptiert wird, bezweifelt auch 
unsere Anwältin,  Frau Corinne Lepage. Wir können somit keineswegs sicher sein, dass die Schliessung 
definitiv und unwiderruflich vonstattengeht. Der angekündigte späte Zeitpunkt am Ende der Amtszeit, zu-
sammen mit der Absicht, Investitionen in Höhe eines dreistelligen Millionenbetrags zu tätigen, ermöglichen 
es der EDF zu einem späteren Zeitpunkt, die Schliessung zuerst zu verzögern und später (z.B. durch einen 
Nachfolger von Hollande) rückgängig zu machen. Ebenso ist die politische Diskussion über die Ausrichtung 
der Energiepolitik in Frankreich keineswegs beendet, sondern steht erst am Anfang.   

In dieser Situation hat der TRAS Vorstand beschlossen. an der Forderung nach einer sofortigen Schliessung 
von Fessenheim festzuhalten und die laufenden Klageverfahren weiterzuführen.  

Fragwürdige Umdeutung der Motive 

Nachdem Präsident Hollande anfänglich noch Sicherheitsrisiken in Fessenheim eingeräumt hat, wurde nach 
Ankündigung der Schliessung einen Kurswechsel vollzogen. Nicht mehr aus Sicherheitsgründen solle Fes-
senheim stillgelegt werden, sondern aus Gründen der veränderten Energiepolitik.  

Energiepolitiken kommen und gehen. Für Fessenheim liegt noch kein rechtsgültiger Schliessungsbescheid 
vor. Die Umdeutung der Schliessung zur „energiepolitischen Neuausrichtung“ ist ein gefährlicher Schritt, weil 
damit die Probleme mit der Sicherheit offiziell vom Tisch sind. In einem Schriftwechsel mit der französischen 
Umweltministerin Batho hat TRAS diesen Schritt kritisiert (vgl. Brief und Antwort im Anhang 2 und 3) 

Verstärkung der Bodenplatte  

Die EDF will nun die viel zu dünne Bodenplatte von 1,5 m von Reaktor 1 um ca. 50 cm verstärken. Damit soll 
ein Leck der Bodenplatte im Fall einer Kernschmelze verzögert und die ca. 3000 Grad heisse Schmelze aus 
den Kernbrennstäben in ein angrenzendes Abkühlbecken abgeleitet werden. Das Durchschmelzen der Bo-
denplatte soll so angeblich um 60 Stunden hinausgezögert werden.  

TRAS kritisiert, dass damit die Sicherheit höchstens kosmetisch verbessert wird. Die Pläne der EDF tragen 
selbst den Bedenken des französischen Instituts für Strahlenschutz und nukleare Sicherheit (IRSN) nicht 
Rechnung. So gibt es keine Vorgaben, welche sicherstellen, dass die Schmelze (das „Corium“) nicht mit 
Wasser in Kontakt kommt, das mit dem heissen Kernbrennstoff reagiert. Für eine solche Fundamentverstär-
kung gibt es weltweit keinerlei Erfahrungswerte. Erfahrungen zeigen aber, dass solche ad hoc-Massnahmen 
neue Sicherheitsprobleme verursachen. 

Gefährliche Basteleien an einem veralteten Werk 

Generell besteht der Eindruck, dass die EDF unter dem wirtschaftlichen Druck tiefer Strompreise nur eine 
minimalistische Instandhaltung des Werks anstrebt. TRAS hat beim Gericht eine Reihe von Gutachten von 
ausgewiesenen Experten eingereicht, welche die hohe Gefährdung des Weiterbetriebs belegen. Im interna-
tionalen Vergleich sind die Sicherheitssysteme in Fessenheim ungenügend. TRAS plädiert deshalb dafür, 
nicht bis 2016 zuzuwarten, bis das Werk gemäss Beschluss des Staatspräsidenten François Hollande defini-
tiv geschlossen wird. Die Risiken sind zu gross. 

Untätige Aufsichtsbehörden – dramatische Gefährdung  

In Frankreich werden die Erdbebentypen nicht näher spezifiziert. Genaue Untersuchungen sollen erst in den 
nächsten zehn Jahren gemacht werden. Dass sich das Verhalten des Bodens alle 10 Meter verändern kann, 
wird in den Untersuchungen der Aufsichtsbehörden in Frankreich wie auch in der Schweiz geflissentlich 
überspielt. Stattdessen werden in überaus optimistischer Art pauschale Werte für die Beschleunigung von 
0,2 eingesetzt. Die Sicherheits-Margen bei der Auslegung der Werke werden überschätzt, Bedenken, die 
selbst in den französischen Berichten geäussert werden, ignoriert. 

Die hohen Sympathien der Aufsichtsbehörden für die Atomkraftbetreiber, die Untätigkeit in Sicherheitsfragen 
und das fehlende Lernen aus Fukushima haben dramatische Konsequenzen für die Sicherheit der Bevölke-
rung. Die Behörden in Frankreich und der Schweiz fahren fort, die Laufzeit der alten Atomkraftwerke mit 
stets optimistischen Schätzungen über die Sicherheit weit über jene Fristen hinaus zu verlängern, für die die 
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Atomkraftwerke einst gebaut worden sind (30 bis 40 Jahre). Die Alterung der Anlagen steigert das Risiko 
fortlaufend. 

Seit Fukushima wurde der Bevölkerungsschutz nicht ernsthaft verbessert. Das Personal ist für Unfälle nicht 
ausgebildet, ein Notfallmanagement besteht nicht, wenn so etwas wie Fukushima in der Schweiz oder in 
Frankreich geschehen würde. Keine Behörde untersucht transparent die Gefährdung des Trinkwassers, 
wenn wie in Japan jahrelang hoch-radioaktiv kontaminiertes Kühlwasser austritt.  

Eine realitätsnahe Übung, was bei Erdbeben zu geschehen hätte, hat nie stattgefunden. Die seismische 
Instrumentierung der Werke wurde nie getestet. Kommando- und Notfallräume sind nicht erdbebensicher, 
der „Notfallplan Überschwemmung“ ist nicht umsetzbar.  

 

Psychologische Vorbereitung auf den Super-Gau  

Das französische Institut für Strahlenschutz und nukleare Sicherheit (IRSN) hat Szenarien veröffentlicht, 
welche die Folgen eines Atomunfalls in Frankreich abschätzen sollen. Dies ist zweifellos eine neue Entwick-
lung, denn bisher wurde ein Super-GAU in Frankreich nicht öffentlich diskutiert.  

Im Vergleich zu anderen Studien sind die Schätzungen verharmlosend: Während das Schweizerische Bun-
desamt für Zivilschutz schätzte, ein Atomunfall würde 4‘300 Milliarden CHF kosten

4
 und während in Deutsch-

land das Prognos Institut zu rund doppelt so hohen Kostenfolgen gelangte, nämlich 10‘700 Milliarden DM 
(1992)

5
, kostet ein Atomunfall in Frankreich „nur“ 430 Milliarden Euro. Auch wären bloss 100‘000 Atomflücht-

linge zu befürchten, obschon die Bevölkerungsdichte im Umkreis von Fessenheim fünfmal höher ist als in 
Ost-Japan.  

Die Studie des IRSN räumt ein, dass je nach Standort der Anlage auch Nachbarländer Frankreichs von ei-
nem Unfall betroffen wären. Sie räumen auch ein, dass der Unfall in Japan relativ glimpflich ablief, weil der 
Wind günstig stand und den Grossteil der radioaktiven Partikel in Richtung Osten aufs Meer hinaus wehte. 
Genau wie die ASN verlassen sich die Forscher auf die angeblich geringe Wahrscheinlichkeit eines Unfalls: 
„Man muss beachten, dass die Wahrscheinlichkeit solcher Unfälle sehr gering ist.“ 

Voraussetzungen für einen Ausstieg Frankreichs 

Schon früher hat TRAS darauf hingewiesen, dass zur Reduktion der Atomrisiken in Frankreich die erneuer-
baren Energien stark ausgebaut werden müssten. Die Regierung Hollande verfolgt diesbezüglich keine klare 
Politik.  

Positive Entwicklungen  

 Für den Ausbau der Windenergie wurden einige Hindernisse in den gesetzlichen Bewilligungsverfah-
ren aus dem Weg geräumt, insbesondere der Zwang, jeweils mindestens fünf Turbinen zu errichten 
und die Pflicht, Windanlagen nur in speziellen Windzonen erstellen zu dürfen. Beide Vorschriften 
wurden im Frühjahr 2013 vom Parlament aufgehoben. Was bleibt, sind langwierige Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen.  

 Die französische Windindustrie, getragen von Alstom und Areva, befindet sich im Aufschwung. 
Französische Hersteller bieten inzwischen die gleiche Palette von Modellen an wie die deutschen 
Hersteller und sind auf den Exportmärkten bemerkenswert erfolgreich. Damit wären die Vorausset-
zungen für einen raschen Ausbau der Windenergie gegeben, die zusammen mit der Photovoltaik 
den Bedarf an konventionellen Kraftwerken stark vermindern könnte.  

Negative Entwicklungen  

 Der Ausbau der Offshore Windenergie, für welche Frankreich ein phantastisches Potenzial aufweist, 
kommt viel langsamer voran als geplant. Insgesamt werden die gesetzten Ziele für 2020 onshore 
wie offshore voraussichtlich verfehlt. 

 Die Einspeisevergütungen für Solarstrom sind gedeckelt. Trotz enormen Potenzialen werden nur 
tröpfchenweise jene Anlagen realisiert, die in Ausschreibungen den Zuschlag erhalten.  

  

                                                
4
 Bundesamt für Zivilschutz: KATANOS, Katastrophen und Notlagen in der Schweiz. Eine vergleichende Uebersicht. Bem: Bundesamt 

für Zivilschutz 1995 
5
 Prognos-Schriftenreihe „Identifizierung und Internalisierung externer Kosten der Energieversorgung“: Prof. Dr. Hans-Jürgen Ewers, 

Klaus Rennings, Universität Münster - Abschätzung der Schäden durch einen sogenannten "Super-Gau". 1992. 
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4. Die Bedeutung der EU-Stresstests  
Nach dem Unfall von Fukushima veranlasste die EU-Nuklearaufsicht (European Nuclear Safety Regulator 
Group, ENSREG) die sogenannten Stresstests. Alle EU-Länder mit Atomkraftwerken inklusive die Schweiz 
nahmen daran teil. Ursprünglich war geplant, eine umfassende Sicherheitsprüfung durchzuführen.  

Dies wurde aber rasch fallengelassen und ein sehr stark reduziertes Programm lanciert, welches nur „extre-
me Situationen“ (Erdbeben, Überflutung, Wetterextreme und eine Kombination solcher Ereignisse) überprüf-
te. Ebenfalls überprüft wurden die Fähigkeiten, einen Stromausfall und einen Kühlungsausfall zu bewältigen. 
Auch die Fähigkeiten der Werksbetreiber, radioaktive Emissionen bei einem ernsten Unfall zurückzuhalten 
(Severe Accident Managment SAM), standen zur Diskussion. Auf Drängen Frankreichs wurden terroristische 
Aktionen aus dem Untersuchungsperimeter ausgeschlossen. Die EU-Überprüfungen liefen wie folgt ab: 

 die Betreiber wurden mit einer Selbstevaluation beauftragt. 

 die Berichte wurden von der nationalen Atomaufsicht überprüft. 

 die Berichte wurden von einem sogenannten Peer Review Team analysiert.  

 Jedes Land wurde von einem Expertenteam besucht.  

 Die Europäische Kommission nahm die Berichte entgegen und verlangte weitere Tests.  

Sogenannte Fact-Finding-Besuche wurden unternommen und weitere Reports wurden erstellt. Auf Basis der 
Berichte entwickelte jedes Land einen Aktionsplan, der Ende 2012 publiziert wurde. Eine Konferenz im April 
2013 hat die Implementierung der Massnahmen zum Thema. Die Europäische Kommission will die Empfeh-
lungen der ENSREG nun bis im Juni 2014 prüfen.  

Die Kernfrage ist, ob diese Empfehlungen entsprechend einem Zeitplan umgesetzt werden können und 
müssen oder ob jeder Betreiber frei ist, sich mit der nationalen Aufsichtsbehörde auf einen viel lockereren 
Zeitplan zu einigen.  

Die Untersuchungen der EU werden in einem Bericht von Greenpeace kritisch analysiert.
6
 Insgesamt ist 

festzustellen, dass keines der europäischen Länder, welches einen Stresstest durchführte, ein Atomkraft-
werk geschlossen hat. Katastrophen entstehen durch eine jahrzehntealte falsche Sicherheitsphilosophie, 
durch schlechte Sicherheitsbestimmungen (meistens nur Empfehlungen) und durch die grosse Nähe von 
AKW-Betreibern und deren Aufsichtsbehörden.  

Der Kapitalfehler liegt in der fehlenden Wahrnehmung der Gefährdung. Die meisten Aufsichtsbehörden wei-
gern sich nach wie vor, Ereignisse mit geringer Wahrscheinlichkeit überhaupt zu diskutieren. Alle Fehler, die 
zur Katastrophe von Fukushima geführt haben, scheinen sich zu wiederholen: Erdbebenrisiken, denen zu 
wenig Beachtung geschenkt wird und die mit fragwürdigen Berechnungsmethoden schöngerechnet werden. 
Dazu kommen Fehleinschätzungen bei der Berechnung der Kühlwasserzufuhr und bei Überschwemmungen, 
Angst vor Nachrüstungskosten und wirtschaftlicher Druck, die seriöse Sicherheitsinvestitionen verhindern. 

Die EU-Kommission versuchte, der laxen Aufsicht mittels der Stresstests entgegenzuwirken. Es ging auch 
darum, das Vertrauen in die Kernenergie wieder herzustellen. Greenpeace kommt zum Schluss, dass die 
Stresstests eher als „Formalität“ mit viel Papierarbeit wahrgenommen wurden. Die EU-Kommission kann 
nicht wirksam auf die nationalen Aufsichtsbehörden Einfluss nehmen. In vielen Ländern werden die Empfeh-
lungen der Stresstests nicht umgesetzt, oder nur teilweise oder mit unklaren Zeitplänen auf später vertagt. 
Eine weitere Strategie besteht darin, Nachrüstungen, die sowieso geplant waren, als Antwort auf den Stress-
test zu verkaufen.  

Nach wie vor machen die Aufsichtsbehörden gute Miene zum bösen Spiel und verlängern die Laufzeiten um 
Jahrzehnte. In Frankreich wie auch in der Schweiz gibt man sich mit Scheinlösungen (zB. mobiles Einsatze-
quipment) zufrieden, welche die Defizite der Auslegung nicht kompensieren.  

Es bleibt zweifelhaft, ob unter den Bedingungen eines schweren Unfalls solche Nothilfesysteme angemes-
sen zum Einsatz kommen können. Das Bedienungspersonal in Japan war während des Unfalls überfordert. 
Der zitierte Greenpeace-Bericht schliesst mit der Schlussfolgerung: „Bisher wurden keine Lehren aus dem 
Unfall von Fukushima gezogen. In jedem europäischen Atomkraftwerk können jederzeit schwere Unfälle 
auftreten.“ Dieser Schlussfolgerung schliessen wir uns an. 

 

  

                                                
6
 Critical Review of the National Action Plans of the EU Stress Test on Nuclear Power Plants, erstellt von Oda Becker und Patricia 

Lorenz, April 2013 
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5. Entwicklung in der Schweiz  

Noch keine Befristung der Atomanlagen  

In der Schweiz sind nach wie vor fünf Atomreaktoren in Betrieb, drei davon (Beznau und Leibstadt) in unmit-
telbarer Grenznähe zu Deutschland. Die Fronten in der Atomdebatte verlaufen nach wie vor verhärtet. Die 
Konstellation ist erklärbar, wenn man sich vor Augen führt, dass die Atomkonzerne seit Jahrzehnten sub-
stanzielle Parteispenden an die Parteien SVP, FDP und CVP leisten, auch nach Fukushima. Es scheint, 
dass die oft lavierende CVP, deren Präsident Christophe Darbellay sich gegen jegliche Befristung von Atom-
kraftwerken ausspricht,

7
 von den Parteispenden der Atomlobby besonders abhängig ist, ebenso die FDP.  

Dazu kommt, dass die Mehrheit der AKW-Betriebsgesellschaften in direktem oder indirektem Eigentum der 
Kantone steht, die im Ständerat (Länderkammer der Schweiz) faktisch eine Sperrminorität gegen Gesetze 
wirksam machen, die die Betreiber von Atomkraftwerken in die Pflicht nehmen würden.  

Strafanzeige gegen Leibstadt und Gösgen 

Von einem ausgewiesenen Finanzexperten (dem Basler Ökonomen Kaspar Müller) wurden wir darauf auf-
merksam gemacht. dass zwei Schweizer Betreibergesellschaften zu wenig Eigenkapital besitzen, um den 
gesetzlichen Bestimmungen zu genügen.  

Während Wochen haben wir die nötigen Unterlagen erarbeitet, die nachweisen, dass die Atombetreiberge-
sellschaften geltendes Recht verletzen. Die Ergebnisse wurden an einer gut besuchten Medienkonferenz in 
Bern vorgestellt. Dort wiesen wir ausführlich darauf hin, dass nach 70% abgelaufener Betriebszeit erst 30% 
der Entsorgungskosten vorfinanziert sind.  

Strafanzeige betreffend Bilanzfälschung  

In den Bilanzen per Ende 2011 von KKL und KKG werden die Wertschriften des Stilllegungs- und Entsor-
gungsfonds um insgesamt 599 Mio. CHF höher ausgewiesen als die Marktwerte in den Bilanzen des Stillle-
gungs- und des Entsorgungsfonds. Beim KKL sind es CHF 238 Mio. und beim KKG CHF 361 Mio. Gemäss 
Artikel 667 Obligationenrecht dürfen Wertschriften jedoch höchstens zu Marktwerten bewertet werden.  

Zudem sind beim KKL zu amortisierende Kosten für Nachbetrieb, Stilllegung und Entsorgung in Höhe von 
CHF 630 Mio. aktiviert. Beim KKG sind es CHF 608 Mio.  

Artikel 664 Obligationenrecht zählt Aktivierungsfälle abschliessend auf und schliesst eine Aktivierung von zu 
amortisierenden Kosten für Nachbetrieb, Stilllegung und Entsorgung aus.  

Per Ende 2011 erscheinen somit insgesamt 1,837 Milliarden Franken Aktiven in den Bilanzen, die nicht in 
die Bilanz gehören, weil sie keine verkehrsfähigen oder übertragbaren Werte verkörpern und deshalb auch 
nicht werthaltig sind. Ohne diese Aktiven wäre kein Eigenkapital mehr vorhanden. Als Folge dieser Falschbi-
lanzierung und Unterdeckung der Nachsorgekosten  

a) werden die Kosten der Atomkraftwerke und damit des Atomstroms zu tief ausgewiesen; 

b) werden die Stilllegungs- und Entsorgungskosten in eine unsichere Zukunft verschoben;  

c) droht den Steuerzahlern die Bürde, für die Nachsorgekosten aufkommen zu müssen. Artikel 80 KEG 
ermöglicht Kostendeckung durch den Bund, wenn ein Atomkraftwerk „wirtschaftlich nicht tragbar“ ge-
worden ist.  

d) werden die Aufsichtsbehörden de facto unter Druck gesetzt, nach dem Motto „Wirtschaftlichkeit vor 
Sicherheit“ nur geringe Nachrüstungen zu verlangen und längere Laufzeiten zu erwirken für Werke, die 
in anderen Ländern wegen ungenügender Sicherheit längst stillgelegt worden wären.  

e) wird die dringend notwendige finanzielle Sanierung der Kernkraftwerke vermieden. Ohne diese Aktiven 
würden weder das KKL noch das KKG über Eigenkapital verfügen und müssten zwingend finanziell sa-
niert werden.  

Die offensichtlichen Bilanzmanipulationen sind Teil eines weit grösseren Problems. Zur Deckung der nuklea-
ren Nachsorge fehlten per Ende 2011 liquide Geldmittel von über 11,5 Milliarden Franken, wobei das ENSI 
dazu noch Kostenabweichungen von +30% für möglich hält, die ebenfalls nicht vorfinanziert sind. Nach der 
kalkulatorischen Betriebsverlängerung vom 7. Dezember 2007 durch den Bundesrat auf 50 Jahre wurden 
jahrelang teilweise keine Beiträge mehr an die Fonds geleistet und es kam sogar zu Rückzahlungen an die 

                                                
7
 Neue Zürcher Zeitung 22.4.2013 
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Atomkraftwerkbetreiber; der Kapitalbestand im Entsorgungsfonds sank seither von 3,028 auf 2,829 Milliar-
den Franken.  

Die von den Atomkraftwerkbetreibern und vom Bundesrat kalkulierten Zinserträge von 5% auf dem Fonds-
vermögen sind realitätsfern und verschleiern die in Wirklichkeit bestehende Unterdeckung. Um das gesetzli-
che Verursacherprinzip durchzusetzen wären folgende Massnahmen notwendig: 

1. Die KKG und die KKL sowie Stilllegungs- und Entsorgungsfonds sind zu sanieren.  

2. Die Aktionäre der Betreibergesellschaften sollen für die Nachsorgekosten mit haften.  

3. Der gesamte Nachsorgeaufwand sollte in selbständigen Fonds sichergestellt werden. 

4. Das Gesetz sollte die kalkulatorischen Laufzeiten regeln, sonst kann das Verursacherprinzip durch 
neue Laufzeitverlängerungen des Bundesrates erneut ausgehebelt werden. 

5. Die Kalkulation sollte nach dem Vorsichtsprinzip auf 40 Jahre Betrieb ausgelegt werden.  

6. Für die Bandbreite möglicher Mehrkosten sollte der Gesetzgeber Reserven verlangen. 

Die gesetzlich vorgesehene Kostendeckung durch die Verursacher ist gefährdet, weil die Preise am Strom-
markt gesunken sind und weil die Energiepreise mit dem Vormarsch der erneuerbaren Energien weiter sin-
ken werden. Wie in anderen Ländern (z.B. Finnland) sollte bei Fehlen der Finanzierungsgarantie die Be-
triebsbewilligung sofort entzogen werden.  

Weitere Angaben zum Thema finden sich auf www.atomschutzverband.ch
8
   

Die Juristen- und Expertenarbeiten für die Strafklage gegen KKL und KKG konnten aus zweckge-
bundenen Spenden finanziert werden und haben das Budget von TRAS nicht belastet.  

Zur Frage von Rechtsverfahren in der Schweiz  

TRAS sah sich zuweilen dem Vorwurf ausgesetzt, einseitig nur gegen die Betreiber in Frankreich vorzuge-
hen. Dieser Vorwurf ist aus mehreren Gründen wenig stichhaltig. Zum einen reichten unsere Geldmittel bis-
her nicht aus, um neben Fessenheim gleichzeitig auch in der Schweiz ein Verfahren zu starten.  

Zum zweiten setzte die Schweizer Atomlobby bis zum Unfall von Fukushima alles daran, Rahmenbewilligun-
gen für zwei neue Atomkraftwerke zu erhalten. Diese Gesuche verhinderten, dass gegen laufende Atom-
kraftwerke vorgegangen wurde, denn vor Fukushima wäre ein Rechtsverfahren gegen überalterte  
Atomkraftwerke von der Atomlobby als Argument für den Bau neuer, angeblich moderner Atomkraftwerke 
umgemünzt worden.  

Eine konsultative Volksabstimmung im Kanton Bern über die Haltung des Kantons zu einem neuen „Ersatz-
kernkraftwerk Mühleberg“ auf seinem Gebiet wurde noch am 13. Februar 2011, einen Monat vor Fukushima, 
mit 51,2 Prozent Ja-Stimmen von der Atomlobby gewonnen (Stimmbeteiligung 51,7%).  

Erst seit „Fukushima“ kann man strategisch gegen die Gefahr durch Altanlagen vorgehen, und dies aus 
mehreren Gründen:  

 eine Volksmehrheit für neue Atomkraftwerke scheint in weiter Ferne,  

 die erneuerbaren Energien wachsen dynamisch 

 ein neues AKW in der Schweiz wäre völlig unrentabel.   

Parteiische, schwer verfilzte Aufsichtsbehörden in  der Schweiz   

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass der Rechtsweg zur Schliessung oder Befristung von Atomanlagen auch 
in der Schweiz nicht einfach sein wird. Schuld daran ist die notorisch atomfreundliche Atomaufsichtsbehörde 
ENSI (ENSI-Originalton: „Die Schweizer Kernkraftwerke sind sicher“). 

Wie in Frankreich scheinen auch in der Schweiz die Gerichte bei technischen Fragen noch so gerne den 
Aussagen der staatlichen „unabhängigen“ Aufsichtsbehörde zu vertrauen. 

Die Führungspositionen der Schweizer Atomaufsicht ENSI sind noch vor dem Unfall von Fukushima mit 
Personen neu besetzt worden, die häufig blindes Vertrauen in die AKW-Betreiber bezeugen. So sagt 
schreibt ENSI-Chef Hans Wanner auf der Homepage des ENSI: «Wir gehen von der Arbeitshypothese aus: 
Die Schweizer Kernkraftwerke sind grundsätzlich sicher. Diese Hypothese untermauern wir in einem laufen-
den, internen Prozess fortdauernd mit Daten und Fakten.»

9
  

                                                
8
 Dossier Strafanzeige Gösgen und Leibstadt als pdf-Download  

9
 http://www.ensi.ch/de/2012/07/08/gegenseitiger-respekt-ist-dreh-und-angelpunkt-der-arbeit-des-Ensi/  

http://www.atomschutzverband.ch/
http://www.atomschutzverband.ch/xs_daten/Aktuell/dossier_strafanzeige_goesgen_und_leibstadt.pdf
http://www.ensi.ch/de/2012/07/08/gegenseitiger-respekt-ist-dreh-und-angelpunkt-der-arbeit-des-Ensi/
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Hans Wanner ist wahrscheinlich die falscheste Person, die man als Chef der Atomaufsicht landesweit finden 
kann. Seine Wahl kam dank dem Einfluss der Atomindustrie im sogenannten ENSI-Rat zustande (Vor-
standsgremium des ENSI).  

Verfilzter ENSI-Rat 

Mitglieder dieses Gremiums waren bei der Wahl Wanners zum Beispiel die Herren Horst Michael Prasser 
und Peter Hufschmied. Prasser besetzt an der ETH einen Lehrstuhl, der vom Atomkonzern Axpo finanziert 
wird. Hufschmied ist Verwaltungsratspräsident einer grossen Fischzucht, an der die Atomfirma Bernische 
Kraftwerke BKW massgeblich beteiligt ist, der auch ein Anteil von Fessenheim gehört. Die beiden Exponen-
ten der Atomlobby haben den ENSI-Rat inzwischen verlassen, doch der von ihnen vorgeschlagene Hans 
Wanner wirkt weiter als Chef des ENSI. Seine unkritische Haltung in Fragen der Gefährdung führt dazu, 
dass ein Ereignis wie in Fukushima auch in der Schweiz jederzeit auftreten kann.  

Faktisch ist es so, dass sich die Atomlobby in der Schweiz selber kontrolliert. Die Aufsichtsbehörde ENSI ist 
ein Gremium, das in seiner nur oberflächlichen „Unabhängigkeit“ den kritischen Fragen ausweicht und mit 
Scheinargumenten stets die Betreiber schützt statt die Bevölkerung. Wirklich unabhängige und kritische 
Fachpersonen gibt es in den Leitungsgremien der Atomaufsicht keine. 

Atomkritische Experten – etwa der frühere Leiter der KNS (Eidgenössischen Kommission für nukleare Si-
cherheit), Professor Walter Wildi – wurden nicht in den ENSI-Rat gewählt, andere haben die KNS aus Pro-
test gegen die Verfilzung von Aufsicht und Betreibern verlassen, so der Schweizer Geologe Marcos Buser.

10
  

Schlussfolgerung 

Die bisher gemachten Erfahrungen deuten darauf hin, dass es nicht ausreicht, gegen die Betreiber 
von Atomanlagen vorzugehen. Vielmehr muss die Frage gestellt werden, ob nicht die Aufsichtsbe-
hörden selber eingeklagt werden müssen. TRAS hat dazu ein Gutachten bei einem Basler Juristen in 
Auftrag gegeben.  

Économiesuisse manipuliert News-Portale  

Im vergangenen Jahr wurde im Zusammenhang mit der Volksabstimmung über die sogenannte Abzocker-
Initiative aufgedeckt, dass PR-Firmen wie Burson-Marsteller Internet-Plattformen manipulieren.

11
 Der Ver-

dacht bestand schon lange, dass diese Praktiken auch von der Atomlobby eingesetzt werden. Das Ausmass 
und der Hass, mit welchen die erneuerbare Energien im Internet verleumdet werden, kennen schier keine 
Grenzen. Die Wortmeldungen decken sich in ihrer Heftigkeit nicht mit der generell positiven Einstellung der 
Bevölkerung, wie sie in öffentlichen Diskussionen anzutreffen ist.  

 Auszüge aus dem Strategiepapier der Économie-

suisse, das den Studenten übergeben wurde. (Ausriss: Tages-Anzeiger 29.12.2012) 

                                                
10

 http://www.nzz.ch/aktuell/schweiz/kritiker-ziehen-sich-aus-nuklear-gremien-zurueck-1.17483243  
11

 Vgl. „Wie Gegner der Abzockerinitiative die Debatte manipulieren“, Von Mario Stäuble. Tages-Anzeiger 29.12.2012: „Bezahlte Stu-
denten schreiben unter falschem Namen Kommentare auf News-Portalen. Angeheuert wurden sie von der Agentur, die für Economiesu-
isse die Anti-Minder-Plakate gestaltete.“ http://www.tagesanzeiger.ch/schweiz/standard/Wie-Gegner-der-Abzockerinitiative-die-
Debatte-manipulieren/story/22791059  

http://www.nzz.ch/aktuell/schweiz/kritiker-ziehen-sich-aus-nuklear-gremien-zurueck-1.17483243
http://www.tagesanzeiger.ch/stichwort/personen/mario-staeuble/s.html
http://www.tagesanzeiger.ch/schweiz/standard/Wie-Gegner-der-Abzockerinitiative-die-Debatte-manipulieren/story/22791059
http://www.tagesanzeiger.ch/schweiz/standard/Wie-Gegner-der-Abzockerinitiative-die-Debatte-manipulieren/story/22791059
http://4.bp.blogspot.com/-7jwiftnaCIE/UN7kNUkVmBI/AAAAAAAAYPE/kajA_Ot_qF4/s1600/Economiesuisse+kauft+Leserbriefe.jpg
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Anstrengungen für eine gesetzliche Befristung der Atomkraftwerke  

Trotz diesen Offensiven der Atomlobby ist unverkennbar, dass sich die Zeit der Kernkraftwerke dem Ende 
zuneigt. Eine Nationalratskommission hat im März 2013 erstmals beantragt, die Laufzeit von Atomkraftwer-
ken auf 50 Jahre zu beschränken, um damit der hängigen Atomausstiegsinitiative den Wind aus den Segeln 
nehmen. Der Bundesrat will die Laufzeit aber gesetzlich nicht fixieren und es ist fraglich, ob der Vorstoss 
Erfolg haben wird. 

Die AKW-Betreiber streben einen Betrieb während 60 Jahren an. Dieser Wert ist als vorläufig zu betrachten. 
Versuche werden wohl nicht ausbleiben, diese Fristen darüber hinaus zu verlängern.  

Möglicherweise beeinflusst der Wettbewerb im Strommarkt die Laufzeiten der Atomkraftwerke viel entschei-
dender als die gesetzliche Befristung. Die These sei erlaubt, dass sich auch Staatskonzerne auf die Dauer 
von unrentablen Werken trennen werden, wenn die Nachrüstungskosten plötzlich zu hoch erscheinen. 

Rückschlag vor Bundesgericht  

In einem lange erwarteten Entscheid hat das oberste Schweizer Gericht dem umstrittenen Atomkraftwerk 
Mühleberg eine unbefristete Betriebsbewilligung erteilt. Die Richter haben dem Atomkonzern BKW Recht 
gegeben. Auch das in der Schweiz bestehende Aufsichtsverfahren sei ausreichend. Das höchste Schweizer 
Gericht vertraut ganz der Aufsicht des Nuklearsicherheitsinspektorats ENSI. Dieses hat dem Betreiber BKW 
im Dezember 2012 gewisse Auflagen für eine Nachrüstung des Werks gemacht. Die Stromerzeugung aus 
Mühleberg dürfte bei Erfüllung dieser Auflagen noch unrentabler werden als es schon ist.  

Es ist schwierig, diesen Entscheid zu interpretieren, da nicht nur die Sicherheit der Anlage, sondern viele 
Zuständigkeitsfragen im Vordergrund standen. Die Urteilsbegründung steht noch aus.  

Bemerkenswert ist der Kommentar der BKW nach dem Bundesgerichtsurteil. Es bedeute für sie nicht, «dass 
der Weg zurück zur Atomenergie wieder offen ist». Das Unternehmen bleibe auf Kurs hin zur Ausrichtung 
auf erneuerbare Energien. Es werde bis Ende Jahr alle Fakten abwägen und entscheiden, ob und welche 
Investitionen in das AKW wirtschaftlich sinnvoll seien. Ein Weiterbetrieb des Werks ohne Investitionen bis 
2017 wäre eine der Optionen. In diesem Fall würde 2017 das erste Schweizer AKW vom Netz gehen, das 
ungefähr 5% des Landesverbrauchs deckt. Die BKW bewegt sich damit auf einem deutlich konstruktiveren 
Kurs als die anderen Schweizer Stromkonzerne Axpo und Alpiq. 

Vernehmlassung zum Atomausstieg 

Am 25. Mai 2011 beschloss die Schweizer Exekuti-
ve, der Bundesrat, dass in der Schweiz keine neuen 
Atomkraftwerke gebaut werden sollen. Diese Ab-
sichtserklärung wurde in der Folge von beiden Par-
lamentskammern bestätigt. Ausser SVP und FDP 
will keine Partei zur Atomenergie zurück.  

Obschon es keinerlei Hinweise auf neue Mehrhei-
ten für Atomkraftwerke gibt, tut sich die Schweizer 
Politik schwer damit, wie mit den laufenden Anlagen 
umzugehen ist.  

Die radioaktiven Risiken und die damit einher ge-
hende Gefährdung werden in der öffentlichen Dis-
kussion weitgehend ausgeklammert und verdrängt.  

Die grösste Diskussion dreht sich ums Geld: um die 
Frage von Entschädigungen bei Schliessung.  

Obschon die Schweizer Atomanlagen gemessen an 
den aktuellen Börsenpreisen für Bandenergie nicht 
mehr rentieren, machen die Atomkonzerne für ihre 
Investitionen in Nachrüstungen bei einem Schlies-
sungstermin Entschädigungen geltend.  

Die Gefahr besteht, besonders beim geradezu fana-
tischen Axpo-Konzern, dass man mit teuren, aber 
keineswegs hinreichenden Nachrüstungen, die für 
die Sicherheit ohnehin vorgeschrieben wären, die 
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Allgemeinheit fortlaufend erpresst.  

Angesichts der Schwäche der Aufsichtsbehörde ENSI kann dies zu einer unbestimmten Verlängerung der 
Gefährdung führen.  

Denkbar ist aber auch, dass die Atomlobby eines Tages einen „Big Deal“ vorschlägt, angesichts der Unmög-
lichkeit, die Entsorgungskosten via Marktpreise zu erwirtschaften. In diesem Falle würden die Entsorgungs-
kosten an die Allgemeinheit übergehen (eine „Atom-KEV“ als Zuschlag zur Netzgebühr) und die Befristung 
würde im Gesetz festgeschrieben. Die Zeit läuft dank erneuerbaren Energien und sinkenden Marktpreisen 
eher gegen die Atomlobby.  

Das Beispiel Mühleberg zeigt, dass Strafklagen, selbst wenn sie abgelehnt werden, radikale Folgen 
haben können, indem die Aufsichtsbehörde gezwungen wird, durch die dadurch ausgelöste Auf-
merksamkeit einen terminierten Fahrplan mit Auflagen zu verabschieden.  

Schlussfolgerung 

Die Aussicht, dass die Betreiber für unrentable Anlagen hohe Entschädigungen erhalten, ist  be-
grenzt. Die Entsorgungskosten müssen so oder so getragen werden. Das Wichtigste – weil am teu-
ersten – ist die Verhinderung von neuen Unfällen. Dazu werden Beschwerden gegen die Betreiber 
und allenfalls auch gegen die Aufsichtsbehörden weiterhin geprüft.  

21‘000 erneuerbare Energien-Anlagen auf der Swissgrid-Warteliste  

Etwas besser als bei der Befristung der Atomkraftwerke kommt in der Schweiz die Förderung der erneuerba-
ren Energien voran.  

Die parlamentarische Initiative 12.400 «Freigabe der Investitionen in erneuerbare Energien ohne Bestrafung 
der Grossverbraucher» wurde im Nationalrat mit 122:56 Stimmen sehr deutlich angenommen. Sie entlastet 
einige hundert stromintensive Unternehmungen von der KEV-Umlage (KEV = kostendeckende Einspeise-
Vergütung), vermeidet aber Entlastungen mit der Giesskanne und ermöglicht zusammen mit dem freien 
Netzzugang für Grossbezüger eine sehr wettbewerbsfähige Strombeschaffung. Neu fallen kleine Photovol-
taik-Anlagen bis 10 kWh aus der kostendeckenden Vergütung (KEV) heraus und werden mit einem limitier-
ten Investitionsbeitrag (Einmalvergütung) gefördert. Wir halten dies für sinnvoll, denn kleine Solarstrom-
Anlagen dienen vielfach dem Eigenverbrauch und liefern physisch nicht ins Netz. Die KEV-Umlage wird so 
erheblich entlastet, die oberliegenden Netze zu Spitzenzeiten des Verbrauchs ebenso, und die Zahl der Pho-
tovoltaik-Projekte auf der Warteliste kann erheblich gesenkt werden.  

In der gleichen Vorlage wird die Kompetenz für KEV-Zuschläge von heute 1,0 Rp./kWh auf 1,5 Rp./kWh ab 
2014 erhöht. Dies schafft die Grundlage, um alle Wasserkraft-, Windenergie-, Geothermie- und Biomasse-
Projekte sowie die Hälfte der Photovoltaik-Projekte, die derzeit auf der Warteliste blockiert sind, zu realisie-
ren.  

Auch in der Schweiz wird deutlich, dass der dynamische Zubau an erneuerbaren Energien das Preisniveau 
an der Strombörse beeinflusst. Solarstrom, Wasserkraft und Windstrom, die auch nach Ablauf der KEV zu 
tiefen variablen Kosten Strom einspeisen, verdrängen teurere Kraftwerke aus dem Markt und senken die 
Strompreise für alle Konsumentinnen und Konsumenten. 

 

 

6. Entwicklung in Deutschland  
In Deutschland verläuft die Entwicklung genau spiegelbildlich zur Schweiz. Der Atomausstieg ist breit abge-
stützt und stark akzeptiert, die Förderung der erneuerbaren Energien wird von der amtierenden Regierungs-
koalition aber regelmässig in Frage gestellt, bis hin zur faktischen Forderung nach Abschaffung des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes. 

Der Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromerzeugung hat in Deutschland 25% überschritten. Seit 
Fukushima ist insbesondere bei der Windenergie eine Beschleunigung der Entwicklung zu beobachten. Mit 
grossem Bedauern stellen wir anderseits fest, dass die deutsche Solarbranche unter dem Druck der subven-
tionierten chinesischen Hersteller eingebrochen ist. Der Preisdruck hat allerdings den Vorzug, dass viele PV-
Anlagen inzwischen auch ohne Einspeisevergütungen wettbewerbsfähig sind, nicht nur in Deutschland, son-
dern weltweit. 
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Neue Expertisen des Umweltministeriums in Stuttgart  

Im Berichtsjahr das baden-württembergische Umweltministerium Gutachten zu Fessenheim und Beznau 
publiziert, welche die Unsicherheiten der beiden Anlagen auf Basis der Ergebnisse der EU-Stresstests the-
matisieren.

12
  

TRAS hat dieses Gutachten auf Französisch übersetzen lassen und konnte das Gutachten bei den Gerich-
ten in Frankreich als unterstützendes Beweismittel einbringen. 

Erhellend waren die Aussagen der Vertreter der Atomaufsicht Baden-Württemberg. Die Herren Niehaus und 
Glöckle referierten dies wie folgt: Die Schweizer Aufsichtsbehörde war immer sehr offensiv „wir sind die Bes-
ten“. Die Erdbebenstudie Pegasos wurde mit grossem Know-how gemacht. Das Ergebnis war dann aber 
eben nicht besonders positiv für die Schweizer AKW. Die Erdbebensicherheit ist nicht in der ganzen Band-
breite der Ereignisse abgedeckt. Nun krebst das ENSI zurück: “Vielleicht liegt in der Methode ein Fehler“. 
Die Refinement-Prozedur hat den Zweck, gewisse Wahrscheinlichkeiten wieder heraus zu dividieren. Weite-
re Aussage Dr. Walter Glöckle: “Die Anlagen kommen mit den hohen Belastungen nicht zurecht.“  

Methodisch ist die vorliegende Studie (PEGASOS) nicht zu kritisieren. An den Inhalten der Erdbebenrisiko-
studie sei nicht zu zweifeln. Die Schweizer Betreiber und die Aufsichtsbehörde fassen nicht die richtigen 
Schlussfolgerungen. Der weitere Bestandsschutz für Beznau ist nicht angebracht. Die Ausübung des be-
hördlichen Ermessens geht zu weit.  

TRAS-Delegation bei Umweltminister Franz Untersteller 

Am 17. Dezember war eine Delegation von TRAS bei Umweltminister Franz Untersteller in Stuttgart eingela-
den. Im Gespräch wurde betont, dass die Schliessung von Fessenheim zu den Prioritäten in Stuttgart gehöre 
und auch in Berlin regelmässig thematisiert werde. 

Minister Untersteller schlägt vor, das Thema Fessenheim an den verschiedenen trinationalen Konferenzen 
einzubringen. Dabei geht es auch um eine neue Energiepolitik. „Mit erneuerbaren Energien sollte die Ver-
sorgungssicherheit verbessert werden. Baden-Württemberg strebt einen erhöhten Grad an Selbstversorgung 
an und setzt auf neue Technologien. Es wird zu rechtlichen Modifikationen kommen (Zonenpläne usw.) und 
jede Kommune wird in einem Verzeichnis erkennen können, welche Produktionsmöglichkeiten in ihrem 
Perimeter mit erneuerbaren Energien bestehen.“ 

Regierungspräsidentin Schäfer äusserte ihre Besorgnis betreffend die Folgen eines möglichen Unfalls in 
Fessenheim. Es wurde in Freiburg eine neue Stelle geschaffen, die sich mit Energiefragen beschäftigt. Auch 
war der Referent für Frankreich anwesend, Herr Schüle. Frau Schäfer gibt zu bedenken: „Es geht um Ar-
beitsplätze. Die Wut kocht hoch wegen dem Verlust in Fessenheim.“  

Franz Untersteller machte deutlich: Zu einem Abbau von Arbeitsplätzen komme es nicht. Die bestehende 
Belegschaft wird noch jahrelang in Fessenheim arbeiten können, auch wenn das Werk nicht mehr in Betrieb 
ist. Die bisherigen Personalbestände werden in den deutschen Werken weitergeführt. Nur das temporär 
beschäftigte Revisionspersonal wird wegfallen. Die EDF und die französische Regierung sowie der Schlies-
sungsbeauftragte müssen dies der Bevölkerung erklären.  

 

  

                                                
12

 Analyse der Ergebnisse des EU-Stresstest der Kernkraftwerke Fessenheim und Beznau im Auftrag des Ministeriums für Umwelt, 
Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg (Oktober 2012): Teil I Fessenheim, Teil II: Beznau  
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7. TRAS Vorstand und Geschäftsstelle 
Der Vorstand hat sich im vergangenen Jahr regelmässig getroffen und auch ausserhalb der Zusammenkünf-
te kam es zu häufigen Kontakten. Das Präsidium stand in engem Kontakt mit der französischen Anwältin 
Corinne Lepage und ihren Mitarbeiterinnen.  

Zusammenarbeit mit Städten, Kantonen, Gemeinden  

Im vergangenen Jahr ist die Zahl der Mitglieder stabil geblieben. Viele Gemeinden verlassen sich aber 
fälschlicherweise auf die Ankündigung, dass Fessenheim im Jahre 2016 geschlossen wird. Diese Absichts-
erklärung des Präsidenten besteht wohl, ist aber nicht rechtskräftig. In einem Schreiben des TRAS-
Präsidenten wurden alle Gemeinden über den Sachverhalt informiert.  

Mit den Experten des Kantons Basel-Stadt pflegte das TRAS-Präsidium auch im vergangenen Jahr einen 
intensiven Dialog. Der Kanton Basel-Stadt hat den Verband neben dem finanziellen Beitrag sehr stark durch 
seine Fachexpertise unterstützt.  

Diese auch finanziell bedeutsame Mitwirkung sei an dieser Stelle wiederum besonders verdankt. Für die 
Präsentationen vor Gericht waren die Stellungnahmen dieser Experten unverzichtbar.  

Mitgliederstatistik per 15. April 2013 

Die Zahl der Mitglieder nach Kategorien betrug zum Ende des Berichtsjahrs (gegenüber Vorjahr): Polit. Ge-
meinden 106 (0) / Organisationen (inkl. Kirchgemeinden) 64 (+1) / Einzelmitglieder (inkl. Familien) 135 (+2).  

Liste der TRAS-Mitglieder Kategorie Politische Gemeinden (inkl. Landkreise): 
30 Schweiz, 73 Deutschland (inkl. 3 Landkreise) 3 Frankreich

CH 4123  Allschwil 

CH 4424  Arboldswil 

CH 4144  Arlesheim 

CH 4105  Biel-Benken 

CH 4102  Binningen 

CH 4127  Birsfelden 

CH 4103  Bottmingen 

CH 4117  Burg i. Leimental 

CH 3926  Embd 

CH 4107  Ettingen 

CH 2902  Fontenais 

CH 4460  Gelterkinden 

CH 4438  Langenbruck 

CH 4410  Liestal 

CH 4419  Lupsingen 

CH 4142  Münchenstein 

CH 4436  Oberdorf 

CH 4924  Obersteckholz 

CH 4104  Oberwil 

CH 4494  Oltingen 

CH 1228  Plan-les-Ouates 

CH 4418  Reigoldswil 

CH 4153  Reinach 

CH 4462  Rickenbach 

CH 4125  Riehen 

CH 2827  Schelten 

CH 4450  Sissach 

CH 8499  Sternenberg 

CH 4456  Tenniken 

CH 4106  Therwil 

D 79677  Aitern 

D 79280  Au 

D 79424  Auggen 

D 79415  Bad Bellingen 

D 79189  Bad Krozingen 

D 79410  Badenweiler 

D 79351  Bahlingen 

D 79282  Ballrechten-Dottingen 

D 79589  Binzen 

D 79677  Böllen 

D 79283  Bollschweil 

D 79268  Bötzingen 

D 79206  Breisach a.R. 

D 79256  Buchenbach 

D 79426  Buggingen 

D 79211  Denzlingen 

D 79285  Ebringen 

D 79588  Efringen-Kirchen 

D 79238  Ehrenkirchen 

D 79356  Eichstetten 

D 79591  Eimeldingen 

D 79312  Emmendingen / Stadt 

D 79346  Endingen 

D 79868  Feldberg 

D 79592  Fischingen 

D 79098  Freiburg 

D 79288  Gottenheim 

D 79639  Grenzach-Wyhlen 

D 79194  Gundelfingen 

D 79423  Heitersheim 

D 79194  Heuweiler 

D 79289  Horben 

D 79241  Ihringen  

D 79594  Inzlingen 

D 79400  Kandern 

D 79341  Kenzingen 

D 79199  Kirchzarten 

D 79104  Landkreis Breisgau- 

            Hochschwarzwald 

D 79312  Landkreis Emmendingen 

D 79539  Landkreis Lörrach 

D 79539  Lörrach / Stadt 

D 79429  Malsburg-Marzell 

D 79364  Malterdingen 

D 79232  March 

D 79291  Merdingen 

D 79249  Merzhausen 

D 79379  Müllheim 

D 79244  Münstertal 

D 79254  Oberried 

D 79292  Pfaffenweiler 

D 79276  Reute 

D 79361  Sasbach 

D 79227  Schallstadt 

D 79416  Schliengen 

D 79677  Schönau 

D 79650  Schopfheim 

D 79350  Sexau 

D 79294  Sölden 

D 79271  St. Peter 

D 79219  Staufen 

D 79252  Stegen 

D 79295  Sulzburg 

D 79331  Teningen 

D 79224  Umkirch 

D 79235  Vogtsburg 

D 79279  Vörstetten 

D 79183  Waldkirch 

D 79576  Weil a. Rhein 

D 79367  Weisweil 

D 79677  Wembach 

D 79297  Winden 

D 79299  Wittnau 

D 79369  Wyhl 

F 68290  Bourbach-le-Haut 

F 67600  Muttersholtz 

F 68700  Wattwiller 
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Liste der TRAS-Mitglieder Kategorie Organisationen (incl. Kirchgemeinden):  

8 Schweiz, 51 Deutschland, 5 Frankreich. 
 

CH 4127  Birsfelden Evang.-Reformierte Kirchgemeinde Birsfelden 

CH 4055  Basel Firma Ahorn-Apotheke 

CH 4056  Basel Firma Dimitri Schweizer  /  Informatik 

CH 4144  Arlesheim Gewaltfreie Aktion Kaiseraugst GAK 

CH 4433  Ramlinsburg Junges Grünes Bündnis Nordwest 

CH 4051  Basel NWA-Schweiz  Nie wieder Atomkraftwerke 

CH 4051  Basel PSR / IPPNW Schweiz (Ärzte und Ärztinnen …zur Verhütung des Atomkriegs) 

CH 4058  Basel WWF Region Basel 

D 79379  Müllheim AGUS Markgräflerland 

D 79312  Emmendingen Badisch-Elsässische Bürgerinitiative 

D 79115  Freiburg Bündnis 90  -  Die Grünen  /  Ortsverband Müllheim-Neuenburg 

D 79418  Schliengen BUND-Ortsgruppe Bad Bellingen-Schliengen 

D 79299  Wittnau BUND-Ortsgruppe Schönberg 

D 79291  Merdingen BUND-Ortsverband Merdingen 

D 79219  Staufen Bürgerinitiative Umweltschutz Staufen 

D 79194  Gundelfingen ECOtrinova e.V. 

D 79677  Schönau Eltern für atomfreie Zukunft e.V. 

D 79115  Freiburg Evang. Johannesgemeinde / Pfarrgemeinde Südwest 

D 79379  Müllheim  Evang. Dekanat Breisgau-Hochschwarzwald 

D 79189  Bad Krozingen Evang. Kirchengemeinde Bad Krozingen 

D 79269  Bötzingen Evang. Kirchengemeinde Bötzingen 

D 79379  Müllheim-Britzingen Evang. Kirchengemeinde Britzingen 

D 79238  Ehrenkirchen Evang. Kirchengemeinde Ehrenkirchen-Bollschweil 

D 79312  Emmendingen Evang. Kirchengemeinde Emmendingen 

D 79241  Ihringen Evang. Kirchengemeinde Ihringen 

D 79232  March-Buchheim Evang. Kirchengemeinde March 

D 79379  Müllheim Evang. Kirchengemeinde Müllheim 

D 79379  Müllheim-Hügelheim Evang. Pfarramt Müllheim-Hügelheim 

D 79104  Freiburg Fabrik für Handwerk, Kultur und Ökologie e.V. 

D 79219  Staufen Firma BiTou GmbH  /  Event-Organisator 

D 79677  Schönau Firma Elektrizitätswerke Schönau Vertriebs-GmbH 

D 79312  Emmendingen Firma Emmendinger Erneuerbare Energie GmbH 

D 79110  Freiburg Firma Energieagentur Regio Freiburg GmbH 

D 79379  Müllheim Firma EnVPro  /  Energie- u. Verfahrenstechnik 

D 79100  Freiburg Firma fesa GmbH  /  Vermittlung Ökologischer Anlagenbeteiligungen 

D 79104  Freiburg Firma focus.re GmbH & Co KG  /  Projektentwicklung Erneuerbare Energien 

D 79212  Staufen Firma ZBÖ Dämmtechnik GmbH 

D 79369  Wyhl Förderverein Zukunftsenergien Solarregio Kaiserstuhl e.V. 

D 79115  Freiburg Fraktionsgemeinschaft  Junges Freiburg - Die Grünen  im Freiburger Gemeinderat 

D 79115  Freiburg Fraktion B 90 - Die Grünen im Regionalverband Südlicher Oberrhein 

D 79098  Freiburg Freiburg Wirtschafts- und Touristik-Messe  /  Cluster Green City 

D 79424  Auggen Freie Wähler Auggen 

D 79115  Freiburg ISES International Solar Energy Society e.V. 

D 79294  Sölden Kathol. Kirchengem. Sölden (St. Fides & Markus) 

D 79219  Staufen Kathol. Dekanat Breisach-Neuenburg 

D 79283  Bollschweil Kathol. Kirchengemeinde St. Hilarius Bollschweil 

D 79868  Feldberg Kathol. Pfarrgemeinde Feldberg  (St. Wendelin) 

D 79235  Vogtsburg Naturschutzbund NABU Kaiserstuhl e.V. 

D 70173  Stuttgart SPD  Fraktion Landtag Baden-Württemberg 

D 79423  Heitersheim SPD  Gemeinderatsfraktion Heitersheim 

D 79100  Freiburg SPD  Kreisverband Breisgau-Hochschwarzwald 
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D 79576  Weil am Rhein SPD  Kreisverband Lörrach 

D 79285  Ebringen SPD  Ortsverein Batzenberg 

D 79268  Bötzingen SPD  Ortsverein Bötzingen 

D 79206  Breisach  SPD  Ortsverein Breisach 

D 79291  Merdingen SPD  Ortsverein Merdingen 

D 79395  Neuenburg SPD Ortsverein Neuenburg 

D 79206  Breisach Umweltliste Breisach e.V. 

D 79219  Staufen Umweltliste Staufen 

F 67000  Strasbourg Alsace Nature    
(Association Fédérative Régionale pour la Protection de la Nature en Alsace) 

F 67130  Fréconrupt C.S.F.R.  (Comité pour le Sauvegarde de Fessenheim et la Plaine du Rhin) 

F 68740  Fessenheim Firma LTEC  /  Industrielle Verfahrenstechnik, Photovoltaik 

F 69317  Lyon  /  Cedex 04 RÉSEAU  "Sortir du Nucléaire" 

F  68000  Colmar STOP  FESSENHEIM 

 

Zusammensetzung der Mitglieder, April 2013 

Gemeinden und Landkreise 106 (-)  
Organisationen und Kirchgemeinden 64 (+1) 
Einzelmitglieder  135 (+2) 

TRAS-Geschäftsstelle 

Die TRAS-Geschäftsstelle steht unter der Leitung von Geschäftsführer Aernschd Born. Für die Administration 
und das Sekretariat ist Dave Sarasin verantwortlich. Ihre engagierte Arbeit sei an dieser Stelle verdankt. 

8. Zusammensetzung des Vorstands 
Der TRAS-Vorstand setzt sich unverändert wie folgt zusammen:  

aus der Schweiz 

Prof. Dr. Jürg Stöcklin, (Präsident), Grossrat Grüne 
Madeleine Göschke, (Vice-Präsidentin) Landrätin Grüne 
Jost Müller, WWF, Region Basel 
Edwin Mundwiler, alt Grossrat FDP 
Dr. Rudolf Rechsteiner, (Vice-Präsident) alt Nationalrat, SP 
David Studer, parteilos (Advokat) 

aus Frankreich 

Claude Ledergerber, (Vice-Präsident) Mitglied CLIS (Commission locale d’information et de surveillance, Mitglied 
CSFR (Comité pour la Sauvegarde de Fessenheim et de la plaine du Rhin) 
Dr. Jean-Marie Brom, Sortir du nucléaire, Strasbourg  
Aline Baumann, Stopp Fessenheim  

aus Deutschland 

Jean Paul Lacôte (SPD), Mitglied CLIS (Commission locale d’information et de surveillance)  
Harald Lotis (parteilos), Bürgermeister von Bahlingen 
Axel Mayer, (Vice-Präsident) Geschäftsführer, BUND 
Gerda Stuchlik (Die Grünen), Umweltbürgermeisterin, Freiburg i.Br. 
Heinz Wolfgang Spranger (CDU), Gemeinderat Ballrechten-Dottingen 

Delegierte des Kanton Basel-Stadt  

Anne Levi, Bereichsleiterin Gesundheitsschutz Basel-Stadt, mit beratender Stimme  
André Herrmann, ehem. Kantonschemiker, mit beratender Stimme 

Allen Vorstandsmitgliedern und den Delegierten des Kantons Basel-Stadt sei an dieser Stelle für ihre Arbeit herzlich 
gedankt. 

Basel, 22.4. 2013 

Der Präsident 

Prof. Dr. Jürg Stöcklin 
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An den Conseil d’Etat –  Anhörung vom 15. April 2013 
(Übersetzung Dr. Chr. Isaak) 
Zusammenfassung der technischen Feststellungen  

9. Anhang 1: Die Sicherheitsprobleme in Fessenheim,  
Dokumentation für den Conseil d‘Etat 

Autor: Dr. André Herrmann, Basel 

TRAS kämpft gegen die schweizerischen und französischen Kernkraftwerke, deren Konzeption und geographische 
Lage besonders ungünstig sind und die deshalb eine unzumutbare latente Gefahr für die Bevölkerungen darstellen. 
Dieses Risiko besteht de facto seit 40 Jahren, und es hat sich nicht wirklich geändert, sondern es ist viel höher, als 
bisher zugegeben wurde. Man muss lernen, mit Sachkenntnis zu leben, ohne das zerstörerische Potenzial der kern-
technischen Anlagen zu verharmlosen. Die Gefahr besteht darin, das wahre Risiko, zum Beispiel das Erdbebenrisiko, 
zu verharmlosen, um zu Referenzszenarien zu kommen, die beherrscht werden können. Man muss jedoch heute 
anerkennen, dass nicht beherrschbare schwerwiegende Ereignisse eintreten können. Die grosse Herausforderung für 
die Betreiber ist die Erhöhung der Sicherheit ihrer Kraftwerke, wohl wissend, dass sie mittelfristig stillgelegt werden. 
Die Gefahr besteht darin, unter dem Druck eines geringeren Preises auf dem Energiemarkt nur ein Minimum an Geld 
für eine minimalistische Instandhaltung zu investieren, während eine alternde Anlage immer mehr Aufmerksamkeit 
und Mittel verlangt. Diese Problematik ökonomischen Managements stellt sich, gleich welche Energiestrategie ge-
wählt wird, denn jedes Kernkraftwerk wird eines Tages stillgelegt werden müssen. Hinzu kommt, dass die Attraktivität 
dieser Berufsbranche für die neue Generation stark gesunken ist und der Ersatz der Fachleute umso problematischer 
wird.  

Unabhängige Gutachten wurden bereits erstellt, weitere sind in Bearbeitung, und Klagen gegen die Kraftwerke Müh-
leberg, Beznau und Fessenheim wurden eingereicht. Das Kraftwerk Fessenheim ist besonders gefährlich, weil es 
nach überholten Normen in einer Region mit starker Erdbebentätigkeit konzipiert und gebaut wurde und unterhalb des 
Wasserspiegels des Rheinseitenkanals liegt. Diese für Fessenheim spezifischen Probleme und weitere technische 
Aspekte und Aspekte des Managements werden unten stehend zusammengefasst. 

I. DIE SICHERHEITSGRUNDREGEL UND IHRE ANWENDUNG 

Die Sicherheitsgrundregel RFS 2001-1 wurde 2001 erlassen. Wenn man die Dauer des Anerkennungsverfahrens 
berücksichtigt, stützt sich die Regel von 2001 auf wissenschaftliche und technische Kenntnisse der 90er Jahre. Den-
noch wird das Prinzip der probabilistischen Sicherheitsanalyse bereits seit 1990 von dem Senior Seismic Hazard Ana-
lysis Committee (SSHAC) empfohlen, das in diesem Bereich Massstab ist. Während die Nachbarländer ihre Prozesse 
zur Beurteilung der Erdbebengefährdung entsprechend anpassen, bleibt die RFS 2001 fixiert auf ein bereits als unzu-
reichend anerkanntes Konzept. Die Studie des Büros Résonance Ingénieurs-Conseils SA von 2007 bestätigt, dass die 
Erdbebengefährdung unterschätzt wird. Die Ergänzung, die von demselben Büro nach den Ereignissen von Fukushi-
ma (2011) erarbeitet wurde, bestätigt die Notwendigkeit eines konservativeren Herangehens an die Erdbebengefähr-
dung.  

Zur Erinnerung: Das Kraftwerk Fukushima wurde zwischen 1970 und 1979 konzipiert. Zu jener Zeit wurden die Anla-
gen so bemessen, dass sie einem Beben mit Magnitude 7.1 (JMA-Magnitude) im Nahfeld standhalten. Eine 2005 
vorgenommene Studie hatte die Erdbebengefährdung an der Skala von Japan eingeschätzt

13
. Für die Bruchzone der 

Verwerfung bei dem Beben vom 11.03.2011 (Tôhoku-Chihou-Taiheiyou-Oki) wurde ein Beben mit Magnitude 7.5 mit 
einer Eintretenswahrscheinlichkeit von 99 % vor 2035 in Betracht gezogen. Ein Subduktionsbeben mit Magnitude 8.2 
wurde ebenfalls in Betracht gezogen, aber mit einer Eintretenswahrscheinlichkeit von 20 % vor 2035. Das Erdbeben 
vom 11. März 2011 mit Magnitude 9.0 hat jedoch gezeigt, dass die Unterschätzung einer Gefährdung dramatische 
Folgen haben kann. Nach den vom Betreiber des KKW Fukushima TEPCO zur Verfügung gestellten Dokumenten

14
 

für die Reaktoren Nr. 2, Nr. 3 und Nr. 5 überschreiten die bei dem Beben gemessenen Antwortspektren um 30 bis 
50 % die Bemessungsspektren hinsichtlich der Frequenzen zwischen 2.8 und 5 Hz. Dieser Frequenzbereich umfasst 
teilweise die typischen Grundfrequenzen funktioneller Elemente der kerntechnischen Anlagen. 

 

                                                
13 Earthquake Research Committee of Japan. Report: ‘National Seismic Hazard Maps for Japan’ (23.3.2005): 
www.jishin.go.jp/main/chousa/06mar_yosoku-e/NationalSeismicHazardMaps.pdf 
14

 TEPCO Press Release (16. Mai 2011). Submission of report of analysis of observed seismic data collected at Fu-
kushima Daiichi nuclear power station and FukushimaFessenheim / Fukushima 

Daini nuclear power station to the Nuclear and Industrial Safety Agency at the Ministry of Economy, Trade and Indus-
try pertaining to the Tohoku-Taiheiyou-Oki earthquake. 

http://www.jishin.go.jp/main/chousa/06mar_yosoku-e/NationalSeismicHazardMaps.pdf
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a) Ein nur deterministisches Herangehen ist unzureichend 

Die RFS 2001-01 stützt sich nur auf ein deterministisches Herangehen, während ein probabilistisches Herange-
hen praktisch überall anderswo angewendet wird, manchmal in Ergänzung der deterministischen Herangehens-
weise. Die probabilistische Herangehensweise entspricht dem gegenwärtigen Stand der Erdbebenwissenschaft. 
Sie berücksichtigt die Unsicherheiten, die mit den Schlüsselwerten verbunden sind, mit denen die Erdbebenge-
fährdung eines Standortes bestimmt werden kann. Diese Feststellung wurde im Übrigen bei dem wissenschaftli-
chen Seminar getroffen, das von der ASN und dem ENSI (Strassburg 2009) gemeinsam organisiert wurde. Die 
Diskussionen haben gezeigt, dass die Daten wichtige Unsicherheiten enthalten und dass diese bei dem gesam-
ten Vorgehen zur Charakterisierung der Erdbebengefährdung berücksichtigt werden müssen. In seiner Abschluss-
rede auf dem Seminar schloss der Generaldirektor der ASN mit den Worten: "... am besten ist es wahrscheinlich, 
beide Herangehensweisen zu nutzen, die probabilistische und die deterministische". 

Bis zum heutigen Tage verpflichtet die RFS 2001 nicht dazu, die Unsicherheiten über die große Variabilität der 
Bodenbeschleunigungen bei einer bestimmten Magnitude, Distanz und Tiefe zu berücksichtigen. Die deterministi-
sche Methode, so wie sie von EDF angewendet wird, berücksichtigt nicht die grossen Bandbreiten der beobachte-
ten Beschleunigungswerte. Es werden Durchschnittswerte verwendet, was wissenschaftlich nicht korrekt ist und - 
im Hinblick auf beträchtliche potenzielle Schäden - dem Vorsichtsprinzip zuwiderläuft. Man müsste zumindest eine 
Unsicherheit von 1 Standardabweichung (die 68 % der Werte umfasst) oder sogar 2 Standardabweichungen (die 
98 % der Werte umfasst) in Betracht ziehen, um nicht denselben Fehler wie die Fachleute von TEPCO zu machen 
und zu optimistische Werte anzunehmen. 

Die IAEO gibt selbst an, dass ein konservatives und geeignetes Herangehen an die Untersuchungen der Erdbe-
bengefährdung (wie in dem IAEA Safety Guide SSG-9 empfohlen) den ständigen Bedarf verringern würde, die 
seismische Auslegung der Kernkraftwerke zu überprüfen und neu zu beurteilen. Ausserdem empfiehlt im Kontext 
der europäischen Stresstests das Peer-Review der französischen Behörde, auch die probabilistischen Ergebnis-
se bei den Sicherheitsüberprüfungen der bestehenden Anlagen zu berücksichtigen.  

b) Nahbeben können nachteiliger für die Anlagen bei relativ hohen Frequenzen sein als das Referenzbeben (Beben 
von Basel, relativ weit entfernt), das von EDF verwendet wird. 

c) Das Bemessungserdbeben wurde bei der Planung des KKW Fessenheim unterschätzt. Die aktuelle Studie 
des Öko-Institut e. V. Darmstadt (vom Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg

15
 

in Auftrag gegeben) schlussfolgert, dass das Bemessungserdbeben des KKW Fessenheim schwächer ist, als die 
für die Auslegung der Kernkraftwerke in Deutschland (und der Schweiz) berücksichtigten Beben. Folglich ent-
spricht der Sicherheitsstandard des KKW Fessenheim nicht dem der Kraftwerke der angrenzenden Länder. Das 
Gutachten des Öko-Instituts bestätigt somit die Zweifel, die in der Studie von Résonance und des TRAS geäus-
sert werden. 

 

II. PROBLEMATIK DER ÜBERFLUTUNGEN ODER DES WASSERMANGELS 

Ungenügende Berücksichtigung der Risiken, die der Rheinseitenkanal für das Kernkraftwerk Fessenheim 
darstellt 

Bei der Planung des Kraftwerks Fessenheim und bei den Kontrollen während des Betriebs werden die Risiken, die der 
Rheinseitenkanal darstellt, nicht oder in ungenügendem Masse in Betracht gezogen. In der Zusammenfassung: 

a) Im Fall eines Bruchs des Damms kann eine grosse Menge Wasser in den Standort des Kraftwerks fliessen. Die 
kleine Böschung von 50 cm um das Kraftwerk ist unzureichend und weist zahlreiche Durchflusspunkte auf. Das 
Öko-Institut schlussfolgert in seiner Studie, dass das KKW Fessenheim deutlich niedrigere Sicherheitsreserven für 
das Überflutungsrisiko hat als die der deutschen und schweizerischen KKW.  

b) Die Folgen eines Austrocknens des Rheinseitenkanals werden nicht genügend beherrscht. Der Rheinsei-
tenkanal ist die Hauptquelle, die für die Kühlsysteme des KKW Fessenheim vorgesehen ist. Ein schwerwiegendes 
Ereignis (wie ein starkes Erdbeben oder ein Flugzeugabsturz) könnte diese Quelle beeinträchtigen. Die ASN hat 
gefordert, dass der Betreiber Kernbohrungen des Dammes vornimmt, um seine Homogenität zu überprüfen. Die 
von der ASN geforderte Alternative einer Wasserentnahme aus dem Grundwasser würde einem Erdbeben, das 
den Damm beschädigt hat, nicht standhalten. Ohne Wasser könnte die Nachwärme des radioaktiven Zerfalls der 
Spaltprodukte nicht mehr abgeleitet werden, selbst wenn die Reaktoren abgeschaltet sind. Die Kernschmelze und 
das Schmelzen der verbrauchten Brennstäbe in den Becken sowie eine starke Streuung radioaktiver Materialien 
sind dann unvermeidbar. 

Der TRAS hat die folgenden diesen Punkt betreffenden Gutachten angefertigt: 

  - "Hydraulische Untersuchung im Fall eines Dammbruchs direkt an dem Kraftwerk Fessenheim, Oberelsässischer 

                                                
15

 http://www.um.baden-
wuerttemberg.de/servlet/is/98922/Gutachten%20Fessenheim.pdf?command=downloadContent&filename=Gutachten%20Fessenheim.pdf 

 

http://www.um.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/98922/Gutachten%20Fessenheim.pdf?command=downloadContent&amp;amp;amp;amp;filename=Gutachten%20Fessenheim.pdf
http://www.um.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/98922/Gutachten%20Fessenheim.pdf?command=downloadContent&amp;amp;amp;amp;filename=Gutachten%20Fessenheim.pdf
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Generalrat, CLIS vom 29. Juni 2011"    

- "Analyse des seismischen Verhaltens der Dämme der Staustufe von Fessenheim, EDF, CLIS vom 29. Juni 2011"    

- Beitrag zur Analyse der Risiken, die der Rheinseitenkanal für das Kernkraftwerk FESSENHEIM darstellt (Dieter Ma-
jer) vom Monat Juni 2012 

III. ZUR PROBLEMATIK DER BODENPLATTE 

EDF hat vorgesehen, die Bodenplatte des Reaktors Nr. 1 zu verstärken, um ihren Bruch, der durch den geschmolze-
nen Kernbrennstoff (Corium) verursacht würde, zu verlangsamen, was eine radioaktive Kontaminierung des Grund-
wassers des Elsass, des grössten Aquifers Europas, hervorrufen würde. 

EDF hat das Vorhaben zum Bau einer Art Rekuperator für das Corium vorgelegt, der das Durchschmelzen der sehr 
dünnen Bodenplatte von 1,5 Metern Dicke bremsen soll. Eine Verstärkung des Bodens des Schachts des Reaktorbe-
hälters um 50 cm sowie die Ableitung des Coriums durch einen Kanal in ein angrenzendes Abkühlbecken würde das 
Durchschmelzen der Bodenplatte um etwa 60 Stunden hinauszögern. 

Mehrere Probleme treten auf, die die Vorschläge von EDF stark infrage stellen. Es handelt sich insbesondere um die 
folgenden Punkte: 

a) Die Funktionalität des Kanals, der vorgesehen ist, um das Corium in einen entfernter liegenden Raum zu leiten, 
damit es sich ausbreitet, wird stark infrage gestellt (das Corium ist keine leicht zu leitende Flüssigkeit). Die Mittei-
lung des IRSN vom 28. November 2012 enthält die folgende Empfehlung: 

R1: Für den Fall der Kernschmelze mit Durchbruch des Reaktorbehälters am Reaktor Nr. 1 in Fessenheim und 
um Situationen vorzubeugen, in denen das Vorhandensein von Wasser das Ausbreiten des Coriums nach Bruch 
des Reaktorbehälters beeinträchtigen könnte, empfiehlt das IRSN EDF: 
a. einen Schacht des Reaktorbehälters bis zum Durchbruch des Reaktorbehälters trocken zu halten;  
b. das gegenwärtige Wassermanagement in der Anleitung zum Eingreifen bei schweren Unfällen (guide 

d’intervention en accidents graves - GIAG) zu ändern, damit während der Phase des Ausbreitens des Cori-
ums in dem Raum R147 ein kontinuierliches oder massives Vorhandensein von Wasser vermieden wird, um 
das Ausbreiten zu blockieren. 

Die ASN hat keine Forderung formuliert, die aus dieser wissenschaftlichen Empfehlung folgt, und hat von dem 
Betreiber nur seine Meinung zu dieser Problematik verlangt! 

b) Die Dicke der Bodenplatte, erhöht um etwa 50 cm, bleibt unzureichend, wenn man in Betracht zieht, dass das 
Corium an einem Tag 1 m Beton durchdringen kann (F. Bouteill (Areva), The corium issue: Difference between 
the EPR and Fukushima). 

c) Ein Core Catcher wurde vorher noch nirgends nachträglich eingebaut, es gibt somit keinerlei Erfahrungswer-
te zu einem solchen Eingriff, und die Erfahrung zeigt, dass Massnahmen dieses Ausmasses im Inneren der kern-
technischen Anlagen neue Sicherheitsprobleme entstehen lassen. 

TRAS hat einen Beitrag mit dem Titel "Technische Analyse der Vorschläge von EDF zur Verstärkung der Bodenplatte 
hinsichtlich ihrer Stichhaltigkeit im Fall eines nuklearen Unfalls und des Stands der wissenschaftlichen und techni-
schen Kenntnisse" (Dieter Majer) vom Monat Juni 2012 vorgelegt. 

IV. DIE VIELFALT DER ZWISCHENFÄLLE 

Die Internetseite der ASN vermerkt 60 Zwischenfallberichte zwischen 2003 und 2012. Der vom 15. Juni 2012 ist ty-
pisch für das Problem der Zuverlässigkeit: "Am 5. Juni 2012 hat der Betreiber des Kernkraftwerks Fessenheim festge-
stellt, dass ein Schieber, der an der Isolierung des Containments des Gebäudes des Reaktors Nr. 2 beteiligt ist, seit 
mehreren Monaten nicht dicht ist" (Ereignis, eingestuft in Stufe 1 der Internationalen Skala für nukleare Störfälle). 

EDF relativiert die Bedeutung, die der TRAS der grossen Zahl von Ereignissen beimisst, die sich im KKW Fessenheim 
ereignen. EDF macht geltend, dass die grosse Mehrheit der Ereignisse einer Stufe 0 auf der Skala INES entsprechen. 
Alle diese Ereignisse hätten, laut EDF, keine Bedeutung für die Sicherheit des KKW, denn sie beträfen Verstösse 
gegen interne Regelungen und berührten nicht die Sicherheitsregeln der ASN. 

Dennoch gibt EDF zu, dass diese Ereignisse eine Abweichung von dem normalen Betrieb des Kraftwerks dar-
stellen. 

Es ist somit eine Tatsache, dass die Häufung dieser Art von Ereignissen eine lückenhafte Sicherheitskultur 
kennzeichnet, selbst wenn man berücksichtigt, dass jedes dieser Ereignisse für sich betrachtet von geringe-
rer Bedeutung für die Sicherheit ist.  

V. DIE UNZULÄNGLICHKEIT DER REDUNDANZEN 

Bezüglich der Energieversorgung: 

Der Redundanzgrad (n+1) der zusätzlichen elektrischen Systeme ist niedriger als der in Deutschland geforderte (n+2). 
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So wäre es mit der französischen Redundanz nicht möglich, ein bei einer Routineinstandhaltung eintretendes Ereignis 
abzudecken, da das einzige redundante System bereits verwendet wird. Die Autonomie der Notstrombatterien ist in 
Fessenheim auf 1 Stunde begrenzt, während in Deutschland dafür eine Dauer von 2 Stunden gefordert wird.  

Bezüglich des Kühlwassers verfügen die Kühlsysteme RRI und SEB über einen Redundanzgrad von n+1. Wenn bei 
einer Instandhaltung des Hauptsystems ein Ereignis das Ersatzsystem beschädigt, gibt es keine Alternative, mit der 
die Wärme des Kernbrennstoffes abgeleitet werden kann. 

VI. DIE CHEMISCHEN ABLEITUNGEN IN DIE UMWELT 

a) Die Basiskernkraftanlage Fessenheim hält die gesetzliche Regelung zu den Ableitungen, insbesondere zu 
den chemischen Ableitungen, nicht ein. Der Beweis wurde zweifelsfrei durch die von EDF gelieferte Antwort in der 
Folge des 2006 vom TRAS bei der Kommission für den Zugang zu amtlichen Dokumenten (CADA) eingebrachten 
Verfahrens erbracht. Bei dieser Gelegenheit hat EDF anerkannt, nicht über einen Erlass zu den Ableitungen chemi-
scher Produkte zu verfügen. Unter diesen Bedingungen hält das Kraftwerk nicht die Normen für chemische Ableitun-
gen ein. Und dies im Unterschied zu allen anderen französischen Kernkraftwerken. 

b) Bereits bei dem Verfahren in erster Instanz hatte EDF behauptet, die Situation sei dabei, geregelt zu wer-
den, denn ein Dossier "Wassergesetz" sei in Vorbereitung und werde schnell eingereicht. Das angefochtene Urteil hat 
im Übrigen ausdrücklich diese Tatsache hervorgehoben, um die Klage des TRAS abzuweisen. Es ist festzustellen, 
dass EDF bei der Berufung dasselbe Argument geltend macht und immer noch ein Phantom-Dossier Wassergesetz 
ankündigt.  

VII. DIE WAHRSCHEINLICHKEIT DES AUFTRETENS EINES SCHWEREN UNFALLS UND SEINE 
FOLGEN 

Der Wert für das Auftreten eines schweren Unfalls ist theoretisch schwach, kann aber bis zu 275fach erhöhter sein als 
die offizielle Einschätzung von 1990

16
, wenn man die Statistiken von Unfällen in den letzten Jahrzehnten berücksich-

tigt
17

. Für die Folgen eines schweren Unfalls schätzt das IRSN die Kosten auf mehr als 400 Milliarden Euro und 
spricht von der endgültigen Unterbringung von etwa 100.000 Menschen

18
! Wer in unseren stark bevölkerten Regionen 

kann sich ein solches Wagnis erlauben, vor allem nach der Warnung von Fukushima? 

Diskussion: 

Die Überwachungsbehörden wenden unterschiedliche Prinzipien an, wenn es darum geht, die Erdbebengefährdung 
einer Anlage oder einer Kernschmelze von Reaktoren zu beurteilen: Die (probabilistische oder deterministische) Erd-
bebengefährdung beruht auf den erwiesenen historischen Fakten, während die Wahrscheinlichkeit einer nuklearen 
Kernschmelze auf Berechnungen der theoretischen Wahrscheinlichkeit beruht und nicht auf der Geschichte der mo-
dernen Kernreaktoren. 

Die Häufigkeit der Kernschmelzen (core damage frequency, CDF) der Reaktoren der Generation II wurde 1975 auf 2 - 
5 x 10

-5
 pro Reaktorjahr geschätzt, das bedeutet eine Kernschmelze alle 50-20.000 Reaktorjahre

19
 
20

. Nach dem Un-
fall von Three Mile Island 1979 wurde diese Häufigkeit auf Anweisung der Nuclear Regulatory Commission (NRC) 
speziell für diese Anlage neu berechnet und auf 20 Mal höher eingeschätzt

21
. Die Häufigkeit von 10

-5
, angewendet auf 

alle Kernkraftwerke der Welt, sagt eine Kernschmelze eines der 440 Reaktoren alle 45 - 100 Jahre voraus, während 
sie seit 1970 de facto eine Kernschmelze alle acht Jahre beträgt

22
. Für ein Land wie Frankreich mit 58 Reaktoren läuft 

dies auf etwa 1 Kernschmelze alle 60 Jahre hinaus; für die Schweiz mit 5 Reaktoren beträgt die Wahrscheinlichkeit 
eine Kernschmelze innerhalb von 700 Jahren (1.4 x 10

-3
). Für Unfälle dieser Häufigkeit toleriert die schweizerische 

                                                
16 Nuclear Regulatory Commission (NRC): Severe Accident Risks – An Assessment for Five U.S. Nuclear Power 
Plants, NUREG 1150, 1990 
17 Atmos. Chem. Phys., 12, 4245–4258, 2012: http://www.atmos-chem-phys.net/12/4245/2012/acp-12-4245-
2012.html; Zusammenfassung in französischer Sprache: http://webuser.hs-
furtwangen.de/~hoenig/2012/Planck/Lelieveld_frz.pdf 
18 http://www.irsn.fr/Print/Pages/PrintFriendly.aspx?wId=3db594ae-d37d-41ba-903e-
11d6d7c7047a&iId=072457e3-06ac-4015-97ac-0462db051da8#1 

19 Norman C Rasmussen et al (1975): Reactor Safety Study: An Assessment of Accident Risks in US Commercial 
Nuclear Power Plants, WASH-1400 (NUREG-75/014), Rockville, MD, US: Federal Government of the United States, 
US Nuclear Regulatory Commission 

20
 Berechnung der Wahrscheinlichkeit eines schweren Unfalls: 

http://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/umweltthemen/kernenergie/Riskmap/English/Ebene2/Risikoind
ikator/LRFref.htm 
21 http://www.nytimes.com/2003/07/28/us/dr-norman-c-rasmussen-75-expert-on-nuclear-power-risk.html 
22 http://ourenergyfutures.org/actualite-nid-1.html; Fançois Diaz Maurin; Economic & Political Weekly, March 26 
2011, vol XLVI no 13 

http://www.atmos-chem-phys.net/12/4245/2012/acp-12-4245-2012.html
http://www.atmos-chem-phys.net/12/4245/2012/acp-12-4245-2012.html
http://webuser.hs-furtwangen.de/~hoenig/2012/Planck/Lelieveld_frz.pdf
http://webuser.hs-furtwangen.de/~hoenig/2012/Planck/Lelieveld_frz.pdf
http://www.irsn.fr/Print/Pages/PrintFriendly.aspx?wId=3db594ae-d37d-41ba-903e-11d6d7c7047a&amp;amp;amp;amp;amp;amp;amp;amp;amp;amp;amp;iId=072457e3-06ac-4015-97ac-0462db051da8#1
http://www.irsn.fr/Print/Pages/PrintFriendly.aspx?wId=3db594ae-d37d-41ba-903e-11d6d7c7047a&amp;amp;amp;amp;amp;amp;amp;amp;amp;amp;amp;iId=072457e3-06ac-4015-97ac-0462db051da8#1
http://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/umweltthemen/kernenergie/Riskmap/English/Ebene2/Risikoindikator/LRFref.htm
http://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/umweltthemen/kernenergie/Riskmap/English/Ebene2/Risikoindikator/LRFref.htm
http://www.nytimes.com/2003/07/28/us/dr-norman-c-rasmussen-75-expert-on-nuclear-power-risk.html
http://ourenergyfutures.org/actualite-nid-1.html
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Gesetzgebung
23

 eine Exposition der Bevölkerung von maximal 1 mSv, eine Dosis, die im Fall eines schweren Unfalls 
weit überschritten würde. 

Alle risikobehafteten Anlagen unterliegen dem Gesetz über die Umwelt und der Verordnung vom 27. Februar 1991 
über den Schutz vor Störfällen (StFV)

24
, ausser der Kernenergie, für die sie nicht gelten (Art.1/4). Und aus gutem 

Grund, denn ein KKW kann die Sicherheitsbedingungen der anderen risikobehafteten Anlagen nicht erfüllen:  

 Wenn unzumutbare Auswirkungen vorkommen können, gleich welche Eintretenswahrscheinlichkeit besteht, muss 
das Potenzial der Gefahrenquelle reduziert werden, bis es nur zumutbare potenzielle Auswirkungen darstellt. Eine 
Reduzierung des radioaktiven Potenzials eines KKW läuft darauf hinaus, es zu verbieten. 

 Jeder Betreiber einer risikobehafteten Anlage unterliegt dem Prinzip "Verschmutzer=Bezahler", was im nuklearen 
Bereich unrealistisch ist. Keinerlei Versicherung deckt die Kosten eines schweren Unfalls, und es sind somit die 
Länder selbst, die für diese Kosten aufkommen müssen. 

Welche theoretische Wahrscheinlichkeit wurde für die Kernschmelze für Dai-ichi berechnet? 

 

Ergänzungen zum Thema Eintretenswahrscheinlichkeit 

Max Planck Institut, 2012: 

Nowadays, the current core damage frequency (CDF) of the current generation II reactors is said to be between about 
5×10

-5
 per reactor-years or one core damage for every 20,000 reactor years (as expected by Rasmussen in 1975 for 

the US) in Europe and one for every 50,000 reactor years (or 2×10
-5

) in the US. With about 440 nuclear reactors cur-
rently operating worldwide, this corresponds to one core damage every 45 to 100 years and more. However, with 
three new core damage accidents at Fukushima-Daiichi nuclear reactors 1, 2 and 3 (with Three Mile Island in 1979 
and Chernobyl in 1986), we have had five core damage accidents in less than 40 years. In fact, a core damage has 
happened every eight years on the average in the world since 1970, corresponding to the beginning of the operation 
of generation II reactors (very few generation I reactors remain today). This shows a large discrepancy between the 
safety announced by the nuclear industry and the safety actually measured. 

In total about 20 core melt events have occurred in military and commercial reactors worldwide since the early 1950s 
(Burns et al., 2012). An accident risk assessment of nuclear power plants (NPPs) by the US Nuclear Regulatory 
Commission in 1975 estimated the probability of a core melt at 1 in 20 000 per year for a single reactor unit (NRC, 
1975). A follow-up report in 1990 adjusted this number and indicated that the core damage frequency is not a value 
that can be calculated with certainty, though an appendix presented the following likelihood of a catastrophic accident 
(NRC, 1990): 

a) Probability of core melt 1 in 10 000 per year;  
b) Probability of containment failure 1 in 100;  
c) Probability of unfavourable wind direction 1 in 10;  
d) Probability of meteorological inversion 1 in 10;   
e) Probability of evacuation failure 1 in 10. 

The product of these possibilities is 1 in 1 billion per year for a single reactor (this assumes that factors (a)–(e) are 
independent, which is not the case, so that the actual risk of a catastrophic accident should be higher than this). Given 
this, with a total of about 440 active civilian reactors worldwide (IAEA, 2011; Supplement), and an estimated mean 

remaining lifetime of 20–25yr (together ∼10000 reactor years), then the probability of such a major accident occurring 

in this period would be roughly 1 in 100'000. In light of the uncertainties, the simplicity of this calculation is appealing. 

In the past decades, four INES level 7 catastrophic nuclear meltdowns have occurred, one in Chernobyl and three in 
Fukushima. Note again that we are not considering INES 6 and lower level accidents with partial core melts such as 
Three Mile Island (USA), Mayak (a plutonium production and reprocessing plant in Siberia) and Sellafield (UK). The 
total number of operational reactor years since the first civilian nuclear power station in Obninsk (1954) until 2011 has 
been about 14'500 (IAEA, 2011; Supplement). This suggests that the probability of a major reactor accident, i.e., the 
combined probability of the factors (a) and (b), is much higher than estimated in 1990. 

Simply taking the four reactor meltdowns over the 14'500 reactor years would indicate a probability of 1 in 3625 per 
reactor per year, 275 times larger than the 1990 estimate (NRC, 1990). However, since 2011 is at a junction in time 
with impacts of a catastrophic meltdown still unfolding, this direct estimate is high-biased, and we round it off to 1 in 
5'000 per reactor per year for use in our model simulations. This is actually only a factor of two higher than the esti-
mated core melt probability noted above, factor (a), although originally this factor also represented partial core melts, 
which have occurred more frequently. Our rounded estimate implies that with 440 civilian reactors worldwide a major 

                                                
23 Eidgenössische Strahlenschutzverordnung, SR 814.501; Art. 94 
24 www.admin.ch/ch/f/rs/c814_012.html 
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accident can be expected to occur about once every few decades, depending on whether we count Fukushima as a 
triple or a single event. 

 

Environmentally harmful support measures in EU Members States; Report for DG Environmenbt of the European 
Commission, January 2003 

http://www.mng.org.uk/gh/resources/EC_env_subsidies.pdf 

Page 29: Insurance coverage on behalf of nuclear generators in France 

Risk studies show that nuclear reactor operations are generally accompanied by the risk of severe accident, even 
though that risk may be small. Severe nuclear accidents are accident sequences that lead to a loss of confinement of 
the radioactive inventory of the reactor. Certain accident sequences may lead to the release of relevant parts of the 
inventory to the environment; subsequent dispersion would result in health, environmental and economic damages. 

Industrial risks are usually evaluated as a function of their probability and the projected magnitude of damages. They 
are usually covered by an insurance policy, for which the operator of the hazardous plant pays premiums. The pre-
mium paid depends on the quantitative risk involved, as calculated by the insurance company covering it. These in-
surance premiums usually form a standard element of production costs and contribute to the product price. Insurance 
premiums for high-risk production facilities thus result either in higher production costs or in efforts to avoid or limit 
risks and associated costs, or in both. 

The potential damages accruing from a severe nuclear accident are covered by insurance to a limited extent only. A 
considerable part of the risk remains financially underinsured, leaving the bulk to government treasuries and reducing 
nuclear power production costs considerably. 

 

Pages 127-139: 

 

Risk map:  

 http://flexrisk.boku.ac.at/ 

 http://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/umweltthemen/kernenergie/Riskmap/English/Mai
n.htm 

 

http://www.mng.org.uk/gh/resources/EC_env_subsidies.pdf
http://flexrisk.boku.ac.at/
http://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/umweltthemen/kernenergie/Riskmap/English/Main.htm
http://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/umweltthemen/kernenergie/Riskmap/English/Main.htm
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10. Anhang 2: Brief Umweltministerin Batho an TRAS  

 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

Sie haben den Präsidenten der Republik von der Resolution der Vollversammlung des Trinationalen Atomschutzver-
bandes in Kenntnis gesetzt, die einen Zeitplan für die endgültige Stilllegung des Kraftwerkes Fessenheim verlangt. Sie 
halten das Sicherheitsniveau des Kraftwerks für nicht geeignet und empfehlen seine sofortige Stilllegung. 

Der Präsident der Republik hat bekräftigt, dass das Kraftwerk Fessenheim Ende des Jahres 2016 unter Bedingungen, 
die die Sicherheit der Versorgung dieser Region, die Umgestaltung des Standortes und die Beibehaltung aller Ar-
beitsplätze garantieren werden, geschlossen wird. Die Regierung hat sich zum Ziel gesetzt, diesen Rückbau beispiel-
haft zu gestalten, sodass die Kraftwerke, deren Laufzeit in zahlreichen Ländern der Welt endet und die beherrschbare 
Technologien erfordern, auch in dieser Hinsicht eine Möglichkeit für die französische Kernindustrie sein können. 

Ich möchte Sie daran erinnern, dass das Kraftwerk Fessenheim von seiner Planung bis zu seinem Rückbau - wie alle 
französischen Kernkraftwerke - durch die Atomsicherheitsbehörde (ASN) als unabhängige Behörde kontrolliert wird. 
Die ASN versichert sich kontinuierlich der Konformität der kerntechnischen Anlagen mit den gesetzlichen Regelungen 
und kann gegebenenfalls die Auflagen erteilen, die sie hinsichtlich der Sicherheit einer bestimmten Anlage für not-
wendig hält. Die ASN nimmt alle zehn Jahre vertiefte Untersuchungen der Sicherheit der kerntechnischen Anlagen 
vor. Mit dieser Neuüberprüfung soll es möglich sein, die Situation der Anlage hinsichtlich der gesetzlichen Regelun-
gen, die auf sie anzuwenden sind, einzuschätzen und die Beurteilung der Risiken oder Unzulänglichkeiten, die die 
Anlage aufweist, auf den neuesten Stand zu bringen, indem insbesondere der Zustand der Anlage, die im Laufe des 
Betriebs erworbenen Erfahrungen, die Entwicklung der Kenntnisse und die auf ähnliche Anlagen anwendbaren Rege-
lungen mit dem Ziel einer ständigen Verbesserung der Sicherheit unserer Anlagen berücksichtigt werden. 

Der Zustand des Kernkraftwerks Fessenheim entspricht gegenwärtig - wie alle anderen Kraftwerke - den Sicherheits-
anforderungen der ASN. 

Der Vorrang der Sicherheit verlangt die zwingende Umsetzung der von der ASN in der Folge der dritten Zehnjahres-
überprüfungen der Reaktoren 1 und 2 des Kraftwerks Fessenheim geforderten Arbeiten sowie der Arbeiten, die im 
Rahmen der zusätzlichen Sicherheitsüberprüfungen gefordert wurden, auch wenn das Kraftwerk Ende 2016 abge-
schaltet wird. Die Regierung wird sich vergewissern, dass das Ende des Betriebs der Anlage unter optimalen Sicher-
heitsbedingungen geschieht. 

Ausserdem hat der Präsident der Republik François ROL-TANGUY am 12. Dezember im Ministerrat zum interministe-
riellen Beauftragten für die Schliessung des Kernkraftwerkes und die Umgestaltung des Standortes Fessenheim er-
nannt. Er wird für die Regierung und in meinem Namen mit der Betreuung der Schliessung des Kraftwerkes Fessen-
heim bis 2016 beauftragt sein, indem er Absprachen mit allen beteiligten Seiten aufnimmt, um die Umgestaltung des 
Standortes unter ökonomisch, technisch und sozial verantwortlichen Bedingungen vorzunehmen. 

Ich hoffe, auf Ihre Besorgnisse geantwortet zu haben und bleibe weiterhin dafür Ihr Ansprechpartner.  

Mit herzlichen Grüssen 

Delphine BATHO 
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11. Anhang 3:  Antwort von TRAS an Ministerin Batho  

 

 

Frau Ministerin 
Delphine Batho 
Ministerium für Ökologie, nachhaltiges Wachstum 
und Energie 
Hôtel de Roquelaure 
246, Boulevard Saint-Germain 
75007 Paris 
Frankreich 

 

        Basel, 26. März 2013 

 

Sehr geehrte Frau Ministerin, 

 

Als Präsident des Trinationalen Atomschutzverbandes (TRAS) und im Namen unserer Mitglieder möchte ich Ihnen 
zuerst ganz herzlich für Ihre Antwort vom 19. Dezember 2012 danken. Ich nehme mit Befriedigung das Versprechen 
des französischen Präsidenten François Hollande zur Kenntnis, das Kraftwerk Fessenheim vor Ende des Jahres 2016 
zu schliessen, sowie die Ernennung eines Beauftragten für die Umsetzung der Schliessung und der Umstrukturierung 
des Standortes Fessenheim.  

Unser Verband, dem mehr als 100 Gemeinden und Städte aus Frankreich, Deutschland und der Schweiz angehören 
und der mehr als 500.000 Einwohner vertritt, hat sich seit 2005 dafür eingesetzt, die Schliessung des Kraftwerks Fes-
senheim zu erreichen. Diese Anlage, die sich in der Region mit der stärksten Seismizität nördlich der Alpen befindet, 
entspricht in keiner Weise mehr den gegenwärtigen Sicherheitsstandards von Wissenschaft und Technik und stellt ein 
unzumutbares Risiko für die Bevölkerungen der drei Länder dar. Diese Einschätzung beruht auf mehreren Gutachten 
unabhängiger Wissenschaftler, deren Kompetenz international anerkannt ist. Diese Gutachten werden in den Akten 
von Eingaben ausführlich formuliert, die bei den französischen Gerichten eingereicht wurden.  

Wir haben Verständnis für das Vorgehen der ASN, der, trotz einer angekündigten Schliessung, daran liegt, die Si-
cherheit der Anlage zu verbessern, indem sie technische und organisatorische Änderungen verlangt. Diese Anforde-
rungen und die Ankündigung der Schliessung des Kraftwerkes bestätigen implizit unsere kritische Haltung zu dieser 
Anlage. Die Relevanz unserer Kritiken wird besonders illustriert von den Verbesserungen, die die ASN auf der Grund-
lage der Ergebnisse der europäischen Stresstests fordert, die infolge der Katastrophe von Fukushima durchgeführt 
wurden. Die grosse Mehrheit dieser Schwächen wurde von unserem Verband bereits vor dem Unfall von Fukushima 
aufgezeigt (ungenügende Widerstandsfähigkeit gegenüber Erdbeben, Gefahr einer Wasserwelle, Verlust der kalten 
Quelle, unzureichende Bodenplatte usw.). Die von der ASN geforderten Verbesserungsmassnahmen verringern je-
doch nur das der Anlage innewohnende Risiko bis zu ihrer endgültigen Stilllegung, denn sie bleibt trotz allem ein un-
zumutbares ökonomisches und moralisches Risiko: Die Wahrscheinlichkeit des Auftretens eines schweren Unfalls ist 
theoretisch gering, ist aber in Wirklichkeit bis zu 200 Mal grösser als theoretisch vorausgesagt, wenn man die Statistik 
der Unfälle in den letzten Jahrzehnten berücksichtigt.

25
. Für die Folgen eines schweren Unfalls schätzt das IRSN die 

Kosten auf mehr als 400 Milliarden Euro und spricht von der endgültigen Unterbringung von etwa 100.000 Men-
schen

26
! Wer in unseren stark bevölkerten Regionen kann sich eine solche Herausforderung erlauben, vor allem nach 

der Warnung von Fukushima? 

                                                
25 http://www.atmos-chem-phys.net/12/4245/2012/acp-12-4245-2012.html    

Zusammenfassung auf Französisch: http://webuser.hs-furtwangen.de/~hoenig/2012/Planck/Lelieveld_frz.pdf 
26 http://www.irsn.fr/Print/Pages/PrintFriendly.aspx?wId=3db594ae-d37d-41ba-903e-
11d6d7c7047a&iId=072457e3-06ac-4015-97ac-0462db051da8#1 

http://www.atmos-chem-phys.net/12/4245/2012/acp-12-4245-2012.html
http://webuser.hs-furtwangen.de/~hoenig/2012/Planck/Lelieveld_frz.pdf
http://www.irsn.fr/Print/Pages/PrintFriendly.aspx?wId=3db594ae-d37d-41ba-903e-11d6d7c7047a&amp;amp;amp;amp;iId=072457e3-06ac-4015-97ac-0462db051da8#1
http://www.irsn.fr/Print/Pages/PrintFriendly.aspx?wId=3db594ae-d37d-41ba-903e-11d6d7c7047a&amp;amp;amp;amp;iId=072457e3-06ac-4015-97ac-0462db051da8#1
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Wir sind deshalb erstaunt und verstehen nicht, dass sich Ihr Ministerium, das für die Ökologie verantwortlich ist, durch 
Einreichung einer Eingabe beim Gerichtshof von Nancy am 9. Oktober 2012 mit dem Argument, die Risiken seien 
nicht erwiesen, der sofortigen endgültigen Schliessung des Kraftwerks Fessenheim widersetzt hat. Diese Haltung 
bestätigt die der ASN, die gern beteuert, dass "die Schliessung von Fessenheim einer Energiestrategie und nicht ei-
ner Sicherheitsstrategie unterliegt".  Dieses Leugnen des Risikos, das dem ältesten französischen Kraftwerk in einer 
Region mit starker Seismizität innewohnt, steht im Widerspruch zu den entsprechenden unabhängigen Gutachten und 
zur Realität von Fukushima. 

Wir sind besonders überrascht, dass in dem Schriftstück Ihres Ministeriums vom 9. Oktober 2012 nicht einmal die 
Entscheidung der Regierung, Fessenheim zu schliessen, erwähnt wird. Diese Unterlassung ist unverständlich und 
erfüllt uns mit Ungewissheit. Zahlreich sind diejenigen, die an einem wahren Willen der Regierung zweifeln, Fessen-
heim zu schliessen und die eine unwiderrufliche juristische Garantie von Seiten der Regierung oder der Justiz erwar-
ten.  

Gestatten Sie mir, erneut unsere Überzeugung zum Ausdruck zu bringen, die auf den erwiesenen Schwachstellen des 
Kraftwerks Fessenheim beruht, dass eine Schliessung aus Gründen der Sicherheit dringend geboten ist. Selbst die 
von der ASN geforderten Massnahmen zur Verbesserung werden die Problematik der Sicherheit dieser überalterten 
Anlage nicht grundlegend beseitigen, die sich in einem Becken mit hoher Erdbebentätigkeit befindet. 

Ich danke Ihnen für Ihre Bereitschaft, "uns auch weiterhin Gehör zu schenken", wie es in Ihrem Brief vom 19. Dezem-
ber 2012 steht, und würde Ihnen gern unsere Position bei einem Gespräch darlegen. Wir bieten Ihnen auch gern die 
Möglichkeit, persönlich zu den Mitgliedern unseres Verbandes bei unserem Jahreskongress zu sprechen, der am 25. 
Juni in Basel stattfinden wird und so die Position der Regierung und Ihres Ministeriums zur Schliessung von Fessen-
heim zu formulieren. 

Im Voraus danke ich Ihnen für Ihre Antwort und unterbreite Ihnen, Frau Ministerin, meiner sehr respektvollen Grüsse. 

 

Prof. Dr.  Jürg Stöcklin 

Präsident des TRAS 
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12. Anhang 4: «Ich verstehe die Schweizer nicht» 
Der Landbote 28.03.2013  Interview: Luca De Carli 

http://www.landbote.ch/detail/article/ich-verstehe-die-schweizer-nicht/gnews/992288    

Dieter Majer war bis zur Pensionierung 2011 Leiter des Berei-
ches « Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen » im deut-
schen Umweltministerium. Dieser Bereich ist in Deutschland 
zuständig für Aufsicht und Genehmigung von Atomkraftwerken.  

Die Schweizer AKW gehören zu den ältesten in Europa. Laut 
Dieter Majer, ehemaliger Leiter der Atomaufsichtsbehörde in 
Deutschland, steigt mit dem Alter das Risiko stark an. Zumin-
dest Beznau und Mühleberg müssten daher sofort abgeschaltet 
werden.   

Halten Sie den gefahrlosen Betrieb von Atomkraftwerken noch für 
möglich?  

Dieter Majer*: Kein Atomkraftwerk kann absolut sicher betrieben 
werden. Aufgrund der physikalischen Gegebenheiten lässt sich ein 
kerntechnischer Unfall niemals gänzlich ausschliessen. Wie in vielen 
Bereichen der Technik muss also auch hier abgewogen werden 
zwischen dem Nutzen und dem Risiko. In Deutschland ist man ge-
genwärtig der Ansicht, dass bei neueren Kernkraftwerken der Nutzen 
überwiegt. Deshalb werden diese noch einige Jahre weiterbetrieben. 
Das ist aber eine rein politische Entscheidung. 2011 wurden alle 
deutschen AKW, die vor 1982 in Betrieb gingen, abgeschaltet.  

Auch nur aus politischen Gründen?  

Der Zeitpunkt hatte mit der nuklearen Katastrophe in Fukushima zu 
tun. Kurz vorher hatte die Bundesregierung die Laufzeiten dieser 
älteren Atomkraftwerke ja noch verlängert. Es wurde nach Fukushima 
also eine Kehrtwende vollzogen und die älteren Anlagen als zu ge-
fährlich eingestuft –  auch weil man davon ausging, dass die Bevölke-
rung das Risiko nicht mehr mittragen würde. Der Entscheidungszeit-
raum war zudem zu kurz, als dass für jedes Kraftwerk eine individuel-
le Sicherheitsprüfung hätte durchgeführt werden können. Deshalb 
wurden einfach die ältesten Werke abgeschaltet.  

Lässt sich dieser Schritt auch mit Sicherheitsargumenten begründen?  

In der Atomtechnik gab es über die Jahrzehnte Fortschritte. Man hat 
aus Unfällen gelernt und versucht neuere Anlagen sicherer zu bauen. 
In der Schweiz sind 4 von 5 AKW länger als seit 1982 in Betrieb –  3 
sogar seit über 40 Jahren. 

 Unverantwortlich?   

Die Schweiz hat sich politisch dazu entschieden, das höhere Risiko –  
das zweifelsfrei besteht –  in Kauf zu nehmen. Ich bin der Meinung, 
dass man diese Anlagen nicht mehr weiterbetreiben sollte. Die Risi-
ken sind nicht mehr tragbar. Einerseits, weil die Kraftwerke in ihrer 
Grundkonstruktion im Vergleich mit modernen Anlagen grosse si-
cherheitstechnische Nachteile haben. Anderseits, weil der Alterungs-
prozess unaufhaltsam fortschreitet. Materialien werden spröde, zum 
Beispiel der Reaktordruckbehälter, Betonarmierungen korrodieren, 
Anschlussstutzen ermüden und brechen daher schneller.   

Sind Risse im Kernmantel von Mühleberg typisch für alte AKW?   

Ja. In Deutschland hatten wir einen ganz ähnlichen Fall: Das Atom-
kraftwerk Würgassen, das drei Jahre nach Mühleberg in Betrieb 
gegangen war, ist allerdings bereits 1997 stillgelegt worden –  lange 
vor Fukushima. Auch hier wurden im Kernmantel Risse entdeckt, 
deren Reparatur nur eingeschränkt möglich war. Deshalb hat man 
Würgassen aus Sicherheitsgründen abgeschaltet. In Mühleberg 
scheint man diesen Zustand wohl einfach zu akzeptieren.   

Ein Argument für den Weiterbetrieb der alten AKW ist die jahrzehnte-
lange Erfahrung im Umgang mit ihnen.  

Beim Betrieb von Atomkraftwerken lässt sich eine sogenannte Bade-
wannenkurve beobachten. Unmittelbar nach Inbetriebnahme führen 
Kinderkrankheiten häufig zu Störungen. Dar auf folgt eine Phase mit 
wenig Zwischenfällen. Doch irgendwann beginnt der Alterungspro-
zess, worauf die Zahl der Störungen wieder ansteigt. Aufgrund mei-
ner Erfahrungen würde ich sagen, dass alle Schweizer Anlagen 
bereits in eine Phase eingetreten sind, wo alterungsbedingte Proble-
me häufiger vorkommen. Das Argument des jahrzehntelangen stö-
rungsfreien Betriebs ist beim Alterungsprozess nicht stichhaltig, weil 
sich die Qualität einer Anlage erst im Störungsfall zeigt. Dann ist die 
Belastung der Anlage ja erheblich höher als im Normalbetrieb. Wenn 
über eine lange Zeit keine erheblichen Störfälle aufgetreten sind, kann 
man auch nicht sagen, ob sich eine Anlage im Ernstfall noch bewäh-
ren würde.   

Führen in alten Anlagen Zwischenfälle also schneller zu grossen 
Schäden? 

... Ja. So führt zum Beispiel die Versprödung bei einem alten Reak-
tordruckbehälter dazu, dass er rasche Druckveränderungen nicht 
mehr so problemlos aushält wie ein neuer Behälter. Grundsätzlich 
sind bei alten Anlagen die Sicherheitsreserven geringer. Es braucht 
also weniger, um einen ernsthaften Zwischenfall herbeizuführen.  
Beznau und Mühleberg gehören zu den AKW, die weltweit mit am 
längsten im Einsatz sind.  

Man hat doch gar keine Erfahrung, was in so alten Kraftwerken für 
Schäden auftreten können?  

Die Geschichte der Atomtechnik ist eine Geschichte von Störfällen 
und Unfällen. Fast jeder grössere Zwischenfall bringt Überraschun-
gen mit sich, aus denen man dann Lehren zieht. Deshalb würde ich 
sagen, dass auch in Anlagen wie Beznau oder Mühleberg mit ent-
sprechend langer Betriebsdauer irgendwann mit einem überraschen-
den Ereignis gerechnet werden muss.   

Bei beiden AKW planen die Betreiber millionenteure Erneuerungen. 
Kann so die Alterung kompensiert werden?  

Viele wichtige Komponenten eines Atomkraftwerks können nicht 
ausgetauscht werden –  zum Beispiel der versprödende Reaktor-
druckbehälter. Man kann also ein altes Kraftwerk bezüglich der Si-
cherheit unmöglich auf den Stand einer neuen Anlage bringen.   

Sie waren als Vertreter des Umwelt ministeriums in einem Aus-
tauschgremium Schweiz - Deutschland. Haben Sie bei Ihren Schwei-
zer Kollegen eine andere Sicherheitskultur festgestellt?  

Ich habe die Risikoeinschätzungen meiner Schweizer Kollegen häufig 
nicht verstanden. Etwa nach den Anschlägen vom 11. September: In 
Deutschland haben wir unsere Anlagen dar auf prüfen lassen, ob sie 
einen gezielten Flugzeugabsturz aushalten. Die Schweizer Kollegen 
dagegen waren der Meinung, dass das Risiko einer terroristischen 
Attacke so gering sei, dass sie sich damit gar nicht beschäftigen 
müssten.  

Wenn Sie entscheiden könnten, wann müssten die Schweizer AKW 
aus Sicherheitsgründen abgeschaltet werden?  

Auch aufgrund der positiven Erfahrungen in Deutschland bin ich 
überzeugt, dass wir die Atomkraftwerke nicht mehr zur Stromproduk-
tion brauchen. Beznau und Mühleberg sind für mich angesichts der 
Risiken deshalb nicht mehr verantwortbar und müssten rasch abge-
schaltet 

werden. Die mit unhaltbar langen Fristen angekündigten Nachrüstun-
gen sind zudem lediglich marginale Sicherheitsverbesserungen, 
welche die wirklichen Sicherheitsprobleme nicht beseitigen.  

http://www.landbote.ch/detail/article/ich-verstehe-die-schweizer-nicht/gnews/992288
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Seit Fukushima wird die Gefahr eines Super-GAUs in Frankreich ernsthaft diskutiert. in jüngster Zeit sind in der französischen 
Presse immer häufiger Artikel erschienen, die sich kritisch mit der Sicherheit von Fessenheim auseinandersetzen. Jean-Marie 
Brom, der im nachfolgend wiederholt zitiert wird, ist Mitglied des Vorstands von TRAS.  

13. Anhang 5: 5 Gründe für die Schliessung von Fessenheim 
16.12.2012 09:56, Von Morgane Bertrand 
http://tempsreel.nouvelobs.com/planete/20121214.OBS2523/les-5-raisons-
de-fermer-fessenheim.html  
François Hollande hat es versprochen: Er wird ein Kernkraftwerk 
schliessen, und dies wird das elsässische sein. Im Jahr 2016. 
Im Juli 2011 hat die Atomsicherheitsbehörde (ASN) die Fortsetzung des 
Betriebs des Kernkraftwerks Fessenheim (Haut-Rhin) für weitere 10 Jahre 
genehmigt. Ein Sieg für EDF und eine Niederlage für die Umweltschützer, 
die seit der Katastrophe von Fukushima die Fackel der Kernkraftgegner 
wiederaufgenommen haben. Bis auf die Tatsache, dass François Hol-
lande, der den Anteil der Kernenergie an dem Energiemix in Frankreich von 
75 % auf 50 % senken will, das Gegenteil versprochen hat. Sicher oder 
nicht, renoviert oder nicht, das Kraftwerk wird schliessen. Ab 2016. Das 
Prinzip wurde schwarz auf weiss im Abkommen zwischen Grünen und PS 
(Sozialistische Partei) festgeschrieben, das während der Wahlkampagne 
unterzeichnet wurde, und es wurde mit der Nominierung eines "interministe-
riellen Delegierten für die Schliessung des Kernkraftwerks Fessenheim", 
Francis Rol-Tanguy, in den Ministerrat bestätigt. Warum soll Fessenheim 
geschlossen werden?  

1. Weil es das älteste ist 
Der Haken daran. „Die Kernkraftwerke waren finanziell für eine Dauer von 
20 Jahren vorgesehen, eine Zeitdauer, die zur Rentabilität nötig ist, und 
technisch für 30 bis 40 Jahre“, sagt Jean-Marie Brom, ein Mann der ersten 
Stunde im Kampf gegen Fessenheim und Forschungsdirektor am CNRS. 
„Danach herrscht die Ungewissheit. Man weiss, dass Fessenheim altert, 
aber man weiss nicht, in welcher Geschwindigkeit." 
Erklärung. Fessenheim ist das erste französische Kernkraftwerk, in Betrieb 
genommen 1977. Die Zahl der Störfälle, die sich zwischen 2003 und 2008 
ereignet haben (Wartungsprobleme, Fehler bei den Abläufen usw.), die vier 
Mal höher als der Durchschnitt der Reaktoren desselben Typs in Frankreich 
ist, könnte seine Überalterung bestätigen, so Jean-Marie Brom. Aber seit 
einigen Jahren hat sich die Liste verringert.  
EDF, die keinerlei Verlangen danach hat, ihre Kraftwerke einem Verfallsda-
tum zu unterwerfen, versichert, dass wichtige Wartungsarbeiten bereits 
vorgenommen wurden. „Die beiden Reaktoren haben gerade ihre dritte 
Zehnjahresüberprüfung hinter sich. Wir haben alle nötigen Veränderungen 
und Verbesserungen durchgeführt und dabei die neuesten Kenntnisse 
berücksichtigt", versichert Dominique Minière, Direktor der Kernkraftwerke 
von EDF. Die Herzstücke der Anlage, die Dampfgeneratoren, wurden in den 
beiden Reaktoren in den Jahren 2003 und 2010 für mehr als 150 Millionen 
Euro ersetzt. Gibt es für EDF, der vorschwebt, ihre Kraftwerke der 60-
jährigen Lebensdauer der nordamerikanischen Kraftwerke anzupassen, 
einen besseren Beweis für die schöne Zukunft von Fessenheim als diese 
beträchtlichen Investitionen?  

2. Weil es in einer Erdbebenzone steht 
Der Haken daran. „Man kann nicht beweisen, dass es im Erdbebenfall 
gefährlich ist, man kann aber auch nicht beweisen, dass es sicher ist", 
resümiert Jean-Marie Brom. 
Erklärung. Beim Bau der Kraftwerke haben sich alle Anstrengungen auf 
das Innere der Wände und die Explosionsgefahr fokussiert. Nicht auf die 
äusseren Gefahren. Beginnend bei dem Erdbebenrisiko, das unter dem 
Druck der Lokalen Informations- und Überwachungskommission (CLIS), die 
vom oberelsässischen Generalrat eingesetzt wurde, immer ernsthafter in 
Betracht gezogen wird. Wie kann es eingeschätzt werden?  
Am Anfang nahm EDF als Anhaltspunkt „das schwerste Erdbeben, das sich 
in der Region im Laufe der letzten 1000 Jahre ereignet hatte", nämlich das 
Beben, das im Jahre 1353 Basel, die auf einer Verwerfung stehende Stadt 
in der Schweiz, mit einer Stärke von 6,2 auf der Richterskala getroffen hat. 
Dann wurde es auf 6,7 vergrössert, „einen Spielraum, der eine fünf Mal so 
grosse Heftigkeit bei der Beschleunigung darstellt", berechnet Dominique 
Minière von EDF. In ihren Empfehlungen vom Juli 2011 fordert die ASN, 
eine Stärke von 7,2 auf der Richterskala zu berücksichtigen. 
Unzureichend für die CLIS, die ein schweizerisches Büro mit Untersuchun-
gen zu einem weiteren Szenario beauftragt hat: ein weniger starkes Beben, 
dessen Epizentrum näher an dem Kraftwerk liegt. Die ASN hat ihr Recht 
gegeben. Sie hat deshalb die Standorte Fessenheim, aber auch Tricastin 
und Bugey, beauflagt, „eine Studie vorzulegen, die für den Fall eines Erdbe-
bens den Robustheitsgrad der Dämme und anderen Bauwerke, die die 
Anlagen gegen Überflutung schützen, analysiert und die Folgen eines 
Versagens dieser baulichen Anlagen darlegt". EDF muss nun beweisen, 
dass die baulichen Anlagen auch diesem Szenario standhalten. 

3. Weil es überflutet werden kann 
Der Haken daran. „Wenn der Kanal infolge eines Dammbruchs überläuft, 
besteht die Gefahr, dass das Kraftwerk [das etwa 3 Meter tiefer liegt, Anm. 
d. Red.] mit 1000 m

3
/Sekunde überflutet wird", hat Jean-Marie Brom be-

rechnet. 
Erklärung. Folge des Szenarios - Katastrophe. Die Erde bebt und der 
Damm ... gibt nach. Das Wasser, das bis dahin für die richtige Kühlung der 
Anlage gesorgt hat, wird zum Feind. Es kühlt nichts mehr, sondern zerstört 
die elektrischen Systeme. Nach Art Fukushima. Dies ist die Hypothese der 
CLIS, die untersucht hat, wie sich die Wasserwelle nach einem Dammbruch 
verhalten würde. 
Ihr Szenario: Ein schweres Erdbeben führt zur Rissbildung in den Betonplat-
ten, die den Damm bilden, einer Mauer, gebaut in den 1950er Jahren und 
des Baumeisters Vauban würdig. Kettenreaktion: Undichte Stellen treten 
auf, die Schieber funktionieren nicht mehr richtig und verhindern die 
Schliessung der Schleusen, und wenn der Damm schwache Stellen ("Sand-
linsen") enthält, könnte er brechen. 
„Das Wasser könnte dann in einer Höhe von 20, 30 oder 40 Zentimetern im 
Inneren des Kraftwerks stehen", bestätigt Michel Habig, Vorsitzender der 
CLIS. EDF kann beteuern, dass dieses Szenario "vollkommen unmöglich" 
ist, die ASN hat EDF dennoch beauflagt, erneut Untersuchungen zum Profil 
des Dammes vorzunehmen. 

4. Weil es eine dünne Bodenlatte hat 
Der Haken daran. Die Bodenplatte in Fessenheim, eine Betonplatte im 
Sockel der Reaktoren, ist dünner als in den anderen Kraftwerken. „24 Stun-
den würden ausreichen, damit sie im Fall einer Kernschmelze durch-
schmilzt", sagt Jean-Marie Brom. 
Erklärung. Dies ist ein technisches Argument für die Schliessung, das den 
Politikern auf dem Präsentierteller geliefert wird. Jeder Reaktor steht auf 
einer Bodenplatte. Mit ihren 1,20 Metern Dicke hat die von Fessenheim die 
Besonderheit, dünner zu sein als die der anderen Kernkraftwerke. Damals 
erschien sie dick genug angesichts der Bodenhärte und der seismischen 
Widerstandskraft. Nach Fukushima erscheint sie wie Zigarettenpapier. 
Dieses Betonfundament ist aber auch "ein Element der Rückhaltung der 
Radioaktivität" in Bezug auf den Untergrund. Im Fall einer Schmelze, so 
zeigen die Untersuchungen, würden 24 Stunden ausreichen, damit das 
Corium (metallisches Magma, das bei der Kernschmelze eines Kernreaktors 
entsteht) diese Bodenplatte durchdringt. Etwa zehn Meter unter dem Kraft-
werk liegt jedoch das grösste Grundwasserreservoir Europas, das sich von 
Basel bis nach Lauterbourg im Norden des Elsass auf einer Breite von 30 
bis 40 Metern erstreckt. Im Fall eines Durchschmelzens könnte der gesamte 
Boden des Elsass, vom Rhein bis Amsterdam, radioaktiv werden. 6 Millio-
nen Menschen wären betroffen. 
Selbst wenn das Szenario von EDF ebenfalls als "sehr unwahrscheinlich" 
beurteilt wird - in Fukushima soll die Bodenplatte des Reaktors Nr. 1 nicht 
mehr als 60 cm durchgeschmolzen sein -, hat sich der Betreiber verpflichtet, 
sie um weitere 60 cm zu verstärken. Das ist besser, auch wenn sie dünner 
bleibt als in den anderen Kraftwerken. Aber schwierig, da es darum geht, 
Beton zwischen die unter dem Reaktorbehälter liegenden Rohre und das 
bestehende Betonfundament zu giessen. Und natürlich sehr kostspielig. 

5. Weil es ein Symbol ist 
Der Haken daran. „Weder die Zehnjahresüberprüfungen noch die Positio-
nen der ASN heben Fessenheim heraus. Jegliche Schliessung kann nur 
ideologischer Art sein und wäre bedauerlich", beklagt Jean-Marie Bockel, 
UMP-Mitglied des Senats für das Departement Haut-Rhin. Und wenn das 
Kraftwerk Fessenheim nun nicht das gefährlichste ist? 
Erklärung. Es ist das Symbol des Kampfes der französischen und deut-
schen Kernkraftgegner, der sich hier zum ersten Mal in den 1970er Jahren 
strukturiert hat und nach der Katastrophe von Fukushima wieder Rücken-
wind bekommen hat. „Fessenheim ist nicht unbedingt das gefährlichste, 
sondern man kennt am besten seine Fehler, weil man es ständig unter-
sucht", gibt man bei der CLIS an. Das ist auch einer der Gründe, weshalb 
seine sofortige Schliessung, die seit langem von den Umweltschützern 
gefordert wird, in dem Abkommen zwischen der Sozialistischen Partei und 
EELV (Europa Ökologie-Die Grünen) steht, das im November 2011 ver-
handelt wurde. Auch wenn die Umweltschützer in der Schliessung des 
Kraftwerks eine Möglichkeit sehen, bei diesem Rückbau einen Erfahrungs-
schatz zu entwickeln, so fürchten nicht wenige lokale Abgeordnete die 
Auswirkungen für den Arbeitsmarkt. Francis Rol-Tanguy, der bereits von 
den einen den Spitznamen "Monsieur Fessenheim" erhielt und von ande-
ren "Der Liquidator" genannt wird, hat die Aufgabe, diesen sehr heiklen 
Übergang zu begleiten.  

http://tempsreel.nouvelobs.com/journaliste/11563/morgane-bertrand.html
http://tempsreel.nouvelobs.com/planete/20121214.OBS2523/les-5-raisons-de-fermer-fessenheim.html
http://tempsreel.nouvelobs.com/planete/20121214.OBS2523/les-5-raisons-de-fermer-fessenheim.html
http://tempsreel.nouvelobs.com/tag/nucleaire
http://www.asn.fr/index.php/S-informer/Actualites/2011/Reacteur-n-1-de-la-centrale-nucleaire-de-Fessenheim
http://www.asn.fr/index.php/S-informer/Actualites/2011/Reacteur-n-1-de-la-centrale-nucleaire-de-Fessenheim
http://tempsreel.nouvelobs.com/tag/fessenheim
http://tempsreel.nouvelobs.com/tag/francois-hollande
http://tempsreel.nouvelobs.com/tag/francois-hollande
http://tempsreel.nouvelobs.com/tag/conseil-des-ministres
http://tempsreel.nouvelobs.com/tag/europe-ecologie-les-verts
http://tempsreel.nouvelobs.com/planete/20121214.OBS2527/qui-etes-vous-monsieur-fessenheim.html
http://tempsreel.nouvelobs.com/planete/20121214.OBS2529/m-fessenheim-empeche-d-entrer-sur-le-site-de-la-centrale.html
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14. Anhang 6:  
Wirtschaftliche Probleme der AKW-Betreiber 

Sowohl in der Schweiz als auch in Deutschland und Frankreich haben die Atomkonzerne Probleme mit der Wirtschaftlichkeit ihrer 
Anlagen. Die Strompreise für Bandenergie sind von über 7 Rappen pro Kilowattstunde auf inzwischen unter 5 Rappen gesunken 
(April 2013).  

 

Entwicklung der Strompreise in €C/kWh an der Strombörse EEX (2012)  

Fessenheim laut BKW unrentabel – Minderbewertung  

Im Finanzbericht 2012 der Bernischen Kraftwerke (BKW), die direkt am AKW Fessenheim beteiligt ist, heisst es:  

„Im Rahmen der Abschlussarbeiten durchgeführten Werthaltigkeitsprüfungen der Produktionsanlagen führten zu einem Korrektur-
bedarf von insgesamt –112.2 Mio. CHF. Betroffen von diesen Sonderbelastungen sind vor allem neue Produktionsanlagen: das 
Wasserkraftwerk in Hagneck sowie die fossilthermischen Produktionsanlagen in Wilhelmshaven, Livorno Ferraris und Tamarete. 
Zudem wurde auch beim Kernkraftwerk Fessenheim eine Korrektur notwendig. Die BKW bezieht den produzierten Strom aus 
diesen Kraftwerken zu Gestehungskosten. Aufgrund der aktualisierten Einschätzung zur zukünftigen Marktentwicklung er-
wartet die BKW, dass die Gestehungskosten dieser Kraftwerke, trotz teilweise bereits im Vorjahr vorgenommener Rück-
stellungen, künftig über den erzielbaren Marktpreisen liegen werden. Deshalb wurde der Wertberichtigungsbedarf als 
Rückstellung für belastende Energiebeschaffungsverträge und somit als Aufwand für die Energiebeschaffung erfasst.

27
 

Immer mehr Indizien deuten darauf hin, dass die Atomenergie im Stromnetz zunehmend durch Photovoltaik und Windenergie er-
setzt wird und nicht mehr mit der bisherigen, hohen Auslastung weiterbetrieben werden kann. Eine Marktanalyse der UBS schätzt, 
dass die Grosshandelspreise für Bandenergie bis 2020 dauerhaft bei ca. 4,1 €C./kWh verharren werden, weil der Marktanteil von 
Solarstrom und Windenergie in ganz Europa deutlich ansteigt und die Bandenergie aus Kohlekraftwerken und Atomkraftwerken 
zunehmend verdrängt.  

Die UBS spricht dabei insbesondere von „nichtsubventioniertem Solarstrom für den Eigenverbrauch“, der unabhängig von gesetzli-
chen Förderungen neue Marktanteile erobere. Dazu kommen die offiziellen Ziele der Europäischen Union, die den Anteil der er-
neuerbaren Energien bis 2020 verdoppeln will. Durch diese Neustrukturierung des Stromangebots kommt es in wetterbedingten 
Zyklen immer häufiger zu Überschuss-Situationen („crowding out“) mit gedrückten und teilweise negativen Strompreisen, unter 
denen besonders jene Anbieter leiden, die ihre Anlagen nicht abregeln können und wegen hohen Fixkosten auf eine hohe Be-
triebsstundenzahl angewiesen sind. 
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 BKW Finanzbericht 2012 
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Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien in der EU bis 2020 (PV Status Report 2012)28 

Dieser Effekt der erneuerbaren Energien läuft in einem wachsenden Umfang auch ohne staatliche Subventionen oder Mindest-
preisregelungen, weil zum Beispiel die Photovoltaik für den Eigenverbrauch billiger geleifert werden kann als der Strom aus Atom-
kraftwerken oder aus neuen Kohlekraftwerken, der eine Netzdurchleitungsgebühr entrichten muss. “The decrease in demand for 
electricity from thermal generation (ex must-run capacity nuclear and hydro) means that average thermal load factors could drop 7-
10% on the back of unsubsidised solar. We highlight this is a ceteris paribus analysis, ie, the downward pressure on thermal load 
factors from energy efficiency, weak GDP growth, etc, comes on top.” 

29
 

 

 

Marktpreise für Strom (Swissix) und Strom-Futures 2007-2019 (EEX)30  

Die tieferen Preise machen besonders auch neue Atomkraftwerke in Europa unrentabel.  
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 PV Status Report 2012, Report by the Joint Research Centre of the European Commission, p. 38 
29

 UBS: the solar revolution, 2013 S. 32 http://qualenergia.it/sites/default/files/articolo-doc/UBS.pdf  
30

 Swissix, Daten Bundesamt für Energie: http://www.bfe.admin.ch/themen/00612/02073/index.html?lang=de&dossier_id=03136  

Daten der EEX: http://www.eex.com/de/Marktdaten/Handelsdaten/Strom/Phelix%20Futures%20%7C%20Terminmarkt  

http://qualenergia.it/sites/default/files/articolo-doc/UBS.pdf
http://www.bfe.admin.ch/themen/00612/02073/index.html?lang=de&dossier_id=03136
http://www.eex.com/de/Marktdaten/Handelsdaten/Strom/Phelix%20Futures%20%7C%20Terminmarkt

